
BUNDESMINISTERIUM FÜR FINANZEN 
ABTEILUNG 11/2 

GZ. 02 3033/2-11/2/95�2rl 
An den 

Präsidenten des Nationalrates 

Parlament 

1017 Wi e n  

I Verteih.2t .. .fe.b...j 

DVR:0000078 

Himmelpfortgasse 4-8 

Postfach 2 

A-1015 Wien 

Telex 111898 

Telefax 512 92 04 

Sachbearbeiter: 

Mag. Lödl 

Telefon: 

51433/1571 DW 

1J (, ') a (fü, ; .j I, f/1; 
Betr: Entwurf eines Beschlusses des Nationalrates gemäß Artikel 50 B-VG, 

mit dem der Beschluß des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 

31. Oktober 1994 über das System der Eigenmittel der Gemeinschaften 
genehmigt wird; 

Begutachtung 

Das Bundesministerium für Finanzen beehrt sich, 25 Exemplare des beiliegenden 

Entwurfs samt Vorblatt, den Erläuterungen und der Textgegenüberstellung mit der 
Bitte um Kenntnisnahme zu übermitteln . 

. tm Hinbli.ck<;larauf, daß die budgetären Konsequenzen des EU-Beitrittes bereits 
anläßlich derVorbereitüng und BeschiiJßf�sst!!1gdes Beitrit�$.YE?rtrages ausführlich 
diskutiert wurden und daher bekannt sind, sowie im Hinblick au(die Parlamemtstern-,iile 
wird der Begutachtungstermin kurz gehalten . Den im Begutachtungsverfahren 

befaßten Stellen wurden für die Abgabe einer Stellungnahme eine Frist bis 

1. März 1995 

eingeräumt. 

25 Beilagen 

16. Feber 1995 
Für den Bundesminister: 

Lädl 
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BMF Abteilung 11/2 1 

ENTWURF 

eines Beschlusses des Nationalrates, mit dem der 
Beschluß des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 31. Oktober 
1994 über das System der Eigenmittel der Gemeinschaften genehmigt 
wird. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Beschluß des Rates 94/728/EG, Euratom vom 31. Oktober 1994 über das 

System der Eigenmittel der Europäischen Gemeinschaften, AbI. L 239/9 vom 12.11. 

1994 (Anlage 1) sowie die zu diesem Beschluß zu Protokoll des Rates abgegebenen 

Erklärungen (Anlage 2) werden genehmigt. 

[LödIIDIDA TENlWW\EGIEIGENMInGESETZ.DOC Stand: 16. FEBRUAR 1995 
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TI 

(\Zicht verö//ent fich!{ ngs bcdiir,ltige Rechts;] kte} 

RAT 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 31. Oktober 1994 

über das System der Eigenmittel der Europäischen Gemeinschaften 

(94/728/EG, Euratom) 

DER RAT DER EUROI'..\ISCHEN UNION-

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europiiischcn 
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 20 I, 

gestützt auf d�n Vertrag zur Grü ndung der Europii isd1�n 
Aromgcmcinschaft, insbesondere auf Artikel 173, 

auf Vor schla g der Kommission (I), 

n:lch Stellungnahme des Europä ischen Parlaments (2), 

nach Stellungnahme des WirtschJfts- und Sozia l.Jusschlis­
ses (J), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch den Beschlub 8S/3761E\\'G, Eur:J.tom des Rates 
vom 24. Juni 1988 über das System der E igenm ittel der 
Gemeinschaften (4) ist die Zusammensetzung der Eigen ­
mine! erwei tert und \'erändert worden; dies erfolgte zum 
einen durch die Be�renzung der Bemessungsgrundlage für 
die Mehrwertsteuer l:-'lWSr.)-Eigenmittel allf 55 % des 
jährlichen Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen (BSP) 
unter Beibehaltung eines Höchstabrufsarzes von 1,4 % 
und zum anderen durch die Einführung einer zusätzlichen 
Einnahme, die sich nach dem Gesamtbetrag des BSP der 
�litgliedstaaten bemiGc. 

Der Europäische Rat ist auf seiner Tagung vom 11. und 
12. Dezember 1992 in Edinburgh zu bestimmten SchluG­
folgerungen gelangt. 

(I) AßI. Nr. C 300 \'om 6.11. 1993. S. 17. 
(1) ABI. Nr. C 61 vom 2S. 2.1994, S. 105. 
(1) ABI. Nr. C 52 VOI11 19. 2. 1994, S. l. 
(4) AIlI. Nr. L I ö5 \'om 15_ 7, 1988. S. 24. 

Die GemeinschJfren müssen über Jngermssene Einnah­
men für die Finanzierung ihrer Politiken ,"erfügen. 

Gemäß den genJnnten Schlußfolgerungen können die 
Gemeinschaften bis 1999 über eincn maximalen Eigen­
mittclbetrag in Höhe von 1,27 % des geSJnHCn ßSP dt:r 
Mitgliedstaaten verfügen. 

Damit diese Oberg rc:nze eingehalten wird. dJrf der 
Gesamtbet rag der den Gemeinschaften im Zeitraum von 
1995 bis 1999 zur Verfügung stehenden Eigenmirrcl in 
keinem Jahr einen bestimmten ProzentSJtz des Gesamtbe­
trags der BSP der j\lirg liedsraaren für das betreffende Jahr 
übersteigen. 

Für die "littel für Verpflichtungen wird eine Obergrenze 
von 1,335 % der BSP der Mitg liedstaa ten festgesetzt; es 
ist sicherzustellen , daß die Entwicklung der :-. litte! für 
Verpflichrungen und der :-'-!irre! für Za h lungen geordnet 
verlduft. 

Die genannten Obergrenzen sollten so bnge gelten , bis 
dieser BeschluG geinde n wird, 

Um entsprec hend dem Protokoll über den wirtschaftli­
chen und sozialen Zusammenhalt, das dt:m Vertrag über 
die Europäische Union beigefügt ist, der Beirragsbpazirjt 
der einzelnen �litgliedstaaten im System der figenmind 
Rechnung zu tragen und für die weniger wohlhabenden 
l\lirgliedsraJteo die regressiven Elemente im derzeitigen 
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Svstem der Eigenminel zu korrigieren. isr eine erneure 
.\nderung Je!' �Regeln für die Fin

�
Jnzlerung Jer Gemein-

5chaften \'orzunehmen: 

Der auf die e!flheirliche ;\1\X1St.-Eigenmirreibemes-
5ungsgrundbge Jedes \lirglledst22t$ anzuwendende 
einheitliche Satz wird Im Zeitr3um \on 1995 bis 1999 
111 gleichen Schrinen \'on 1 A % a ur 1.0 o{, red uzien; 

die .\1\XlSr.-Eigenmirrelbemessungsgrundlage der 1\ lit­
g liedstaaten , deren Pro-Kopf- BSP im Jahr 1991 weni­
ger als 90 % des Gemeinschaftsdurchschnim betrug 
- d. h. Griechenland, Spanien, Irland und Portu­
gal -, wird ab 1995 auf 50 % ihres BSP begrenzt, 
und die '\lWSr.-Eigenmirrelbemessungsgrundbge für 
die übrigen .\1itgliedstaaten wird im Zeitraum 1995 
bis 1999 in gleichen Schritten von 55 % auf 50 % 
reduzierr. 

Der Europäische Rat hat sich mehrfach mit der Fr:1ge der 
Korrektur der H:lushaltsungleichgewichte beschäftigt, ins­
hesondere auf seiner T:lgung vom 25. und 26. Juni 
1984. 

Ocr Europäische Rar vom 1 1. und 12. Dezember 1992 
hat die im Beschluß 88/376/E\VG, Euratom festgelegte 
ßerechnungsformel für die Korrektur der Haushaltsun­
gkichgewichte bestätigt. 

Es ist darauf zu achten, d'1ß die H:lushaltsunglcichge­
wichte so korrigiert werden, daß die für die Politiken der 
Gc:rncinschaft verfügbaren Eigenmirrel nicht angegriffen 
werden. 

Für die Währungsreserve, im folgenden "EAGFL-Wäh­
rungsreserve" genannt, sind spezifische Bestimmungen 
erlassen worden. 

Gemäß den SchluGfolgerungen des Europäischen R.aes 
sind im H:lUshalt zwei Reserven einzurichten, nämlich die 
Reserve zur Finanzierung des Kreditgarantiefonds und die 
Reserve für Soforrh i J fen zugunsten von Drittbndern. Für 
diese beiden Reserven sind ebenfalls spezifische Bestim­
mungen zu erlassen. 

Die Kommission legt vor Ende des Jahres 1999 e inen 
Bericht über d:ls Funktionieren des Systems vor, der ;wch 
eine Überprüfung der dem Vereinigten Königreich zuge­
standenen Korrektur der Haushalrsungleichgewichte um­
faßt. Sie legt ferner, ebenfalls bis Ende des Jahres 1999, 
einen Bericht über die Ergebnisse einer Studie vor, in der 
die Mögl ichkeiten für die Schaffung einer neuen Eigen­
mitte iquelle sowie die Modalitäten für die Einführung 
eines festen einheitlichen Satzes für die .\l\VSt.-Eigenmit­
telbemessungsgrundlage untersucht werden. 

Es soHten Bestimmungen vorgesehen werden, die den 
Übergang von dem durch den Beschluß 88/3761E\X'G, 
Euratom eingeführten System zu dem sich aus dem vorlie­
genden Beschluß ergebenden Sys tem gewährle isten. 

Der Europäische Rat hat vorgesehen, daG der vorliegende 
Beschluß zum 1. Januar 1995 wirksam wird -

HAT FOLGE\"DE ßESTI�I�!UNGE:--': FESTGELEGT. DIE ER 

DE� \ilTGLlEDST.-\ATE\" ZeR .-\\"\".-\H.\IE E.\\PFIEHLT: 

Den Gememscha ften werdcn zur Finanzierung ihres 
H'1l1shalts nach .\-bGgabe der folgencien Artikel Eigenmit­
tel zugewiesen. 

Ocr Haushalt der Gemeinschaften wird, unbeschadet der 
sonstigen Einnahmen, \'ollständig aus Eigenmirreln der 
Gemeinsch3tTen finanziert. 

Artikel 2 

(1) Folgende E innahmen stellen in den Hausha lt der 
Gcmein;chafren einzusetzende Eigenm i rtel dar: 

a) Abschöpfungen, Priimien, Zusarz- oder Ausgleichsbe­
träge, zusiitzliche Tei lbeträge und :lndere Abgaben auf 
den \X'arenvcrkehr mit Nichtmirgliedstaaten, die von 
den Gemeinschafrsorg;lJ1en im Rahmen der gemeinsa­
men Agrorpolirik einge führt worden sind oder noch 
eingeführt werden, sowie Abgaben, die im Rahmen 
der gemeinsamen Markrorg:lI1isation für Zucker vor­
gesehen sind; 

b) Zölle des Gemeinsamen Zollrarifs und ;lndere Zölle 
auf den \Varenverkehr mit Nichtmitgliedsr3aten, die 
\'on den Gemeinschaftsorganen eingeführt worden 
sind oder noch eingeführt werden, sowie Zölle auf die 
untcr den Vertrag über die Gründung der Europäi­
schen Gemeinschoft für Kohle und Stah l fallendcn 
Erze ugnisse ; 

c) Einnahmen, die sich aus der Anwendung eines für alle 
:\"Iitgliedstaarcn einheitlichen S3tzeS auf die n3ch 
GemeinschJ frsvorschriftcn bestimmte einheitliche 
.\IWSr.-Eigcnmittclbemessungsgrundlage eines jeden 
;\'litgliedstJ3ts crgeben. Zur, Anwendung dieses Be­
schlusses darf jedoch die Bemessungsgrund iJge der 
!\Iitgliedstaa ten, deren Pro-Kopf-BSP im Jahr 199/ 
weniger als 90 % des Gcmeinschaftsdurchschnirrs 
betrug, \"On 1995 an 50 % ihres BSP nicht überstei­
gen; für die übrigen !\o1itglieds taaten gi lt folgende 
Begrenzung der Bemessungsgrundlage in % ihres 
BSP: 

54 % im Jahr 1995, 

53 % im Jahr 1996, 

52 % im Jahr 1997, 

51 % in Jahr 1993, 

50 % im Jahr 1999. 

Der für alle Mitgliedstaaten für 1999 vorgesehene 
BegrenzungssJtz von 50 % ihres BSP gilt so lange , bis 
dieser Beschlug geändert wird; 

d) Einnahmen, die sich ergeben aus der Anwendung 
eines im Rahmen des Haushaltsverbhrens umer 
Berücksichrigung :llier übrigen Einnahmen festzule­
genden Satzes auf den Gesamtbetrag des BSP aller 
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\fiti2iJcc:isfa3ten, da s nach gemeinschaftlichen Regeln 
entsprccnend der Richtlinie 89/130/E\\'G ii: feStge­
SetZt \'."1ro. 

{l) In de:1 Haushalt der Gemeinschaften c!nzuserzende 
Eigenmirtei Sind ferner Einnahmen aus sonstige;], gemiG 
dem VerrrJg zur Gründung der Europaiscnen Gemein­
schatt oder dem Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Atomgememschafr im Rahmen einer gemeinsamen Politik 
eingeiuhrten Abgaben, sofern das Verfahren des Artikels 
201 des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft oder des Anikels 173 des Vertrags zur 
Grundung der Europäischen Atomgemeinschaft du

�
rchge­

führe worden ist. 

(3) Die Mitgliedstaaten behalten von den Zahlungen 
gemäG Absatz 1 Buchstaben a) und b) 10 % für Erhe­
bungskosten ein. 

(4) Der in Absatz 1 Buchstabe c) genannte einheitliche 
Satz enrsprichr einem Betr3g, der sich dJdurch ergibt , 
d.1ß 

J) ein Satz von 

1,32 % im Jahr 1995, 

1,24 <;.j, im Jahr 1996, 

1,16 % im Jahr 1997, 

1,08 % im J;1hr 1998, 

1,00 % im Jahr 1999 

Juf die MWSt.-Eigenmirtelbemcssungsgrundlage für 
die l'>litgliedstaaten angewendet wird. Da für 1999 
vorgesehene Satz von 1,00 % g ilt so I:mge. bis dieser 
Beschluß gdnderr wird; 

h) der Brutto[,etrag des in Artikel 4 Numn�er 2 gena nn­
ten Referenzausgleichsbetrags abgezo�en Wird. Ocr 
Brutrobetr3g ist der Betrag der Aus�lcichszahlung, der 
wegen der Nichtbeteiligung des Vereinigten König­
reichs an der Finanzierung seines eigenen Ausg leichs 
lind der Senkung des Anteils der Bundesrepublik 
Deutschland um ein Drittel entsprechend angcpaGt 
wird. Er wird so berechnet, als würde der Referenz­
ausgleichsbetrag \"On den �lirg liedst:1Jten n.lch ihren 
gemiG Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c) bestimmren 
.\1 \'1:-'5 r. -Eigenm i rre I bemessu ngsgru nd lagen fi nJ nzierr. 

(5) Der nach Absatz 1 Buchstabe d) festgelegte Satz ist 
auf das BSP der einzelnen Mitgliedst3 3ten an \\"endbar. 

(6) Ist der HJush;:l1tspbn zu B eginn des Haush�1ltsiJhres 
noch nicht \"erabschiedet worden. so bleiben der einheitli­
che !\!\X'St.-Eigenmittelsatz und der auf die ZU\"Qr festge­
setzten BSP der Mitgliedstaaten anzuwendende Satz llnhe­
schadet der Bestimmungen, die im ZusammenhJng mit 
der Schaffung der EAGFL-\Vährungsresen·e. der Reserve 
zur FinJnzi�rung des Kreditg;1r;nriefonds und der 
Reserve für Soforthilfen zugunsten von Drinlindern 
gemjß Arrikel 8 AbsJfz 2 erlassen werden. bis zum 
[ nkrafrrreten der neuen Sätze gü l tig. 

(I) AßI. l'-:r. L 49 vom 21. 2. 1989, S. 26. 

(7) BSP im Sinne d i eses Beschlusses ist delS Brurrosozial­
['rociukt des jeweiligen llhres zu l\1Jrktprelsen. 

Artikel 3 

(1) Die GesJmrobergrenze der Eigenmirtel der Gemein­
schaften wird für die Zahlungsermdchrigung auf 1,2 7 ,;-.� 
des BSP der .\lirgliedstaaten festgelegr. 

Der Gesamtbetrag der Eigenmirrel der Gemeinschaften 
darf im Zeitraum 1995 bis 1999 in keinem Jahr die 
nachstehenden Prozentsätze der BSP der .\'Iirgliedstaaren 
für das betre ffende Jahr übersteigen : 

1995: 1,21 %, 

1996: 1,22 %, 

1997: 1,24 %, 

1998: 1,26 %, 

1999: 1,27 %. 

(2) Die .\firrel für Verpflichtungen, die im Zeitraum 
1995 bis 1999 in den Gesamthaushaltsplan der Gemein­
schJften eingesetzt werden, müssen eine geordnete Ent­
wicklung aufweisen, die zu einem Gesamtvolumen führt, 
Jas 1,335 % der BSP der MitgliedsrJatcn im Jahr 1999 
nicht übersteigt. Es ist für ein geordnetes Vcrhdltnis 
zwischen den .\!itrcln für Verpflichtungen und den .\lir­
tein für Zahlungen zu sorgen, um zu gewährleisten, daß 
sie miteinander vereinbar sind und daß die in Absatz I 
für die folgenden Jahre genannren Obergrellzen eingehal­
ten werden können . 

(3) Die in den Absltzen 1 und 2 gcnJnnten Gt's3mtober­
grenzen ge l ten so lange, bis dieser Bt'schluß geinden 
wird. 

Art ikel 4 

Es wi rd eine Korrektur der H:.lUshaltsungleichgewichte 
zugunsren des Vereinigten Königreichs ang�\\'andt. Diese 
Korrektur besteht aus einem Grundbetrag und einem 
AnpJssungsbetrag. Durch die Anwendung� 

des Anpas­
sungsbetrags wird der Grundbetrag Jn einen Referenzaus­
g lc ichsbcrrClg angepa Gr . 

1. Der Grundbetrag wird wie fo lgt bestimmt: 

a) Es wird die sich im vorhergehenden Haushaltsjahr 
ergebende Differenz berechnet zwischen: 

dem pr ozentualen Anreil des Vereinigten 
Königreichs an der Summe der Zahlu;gen 
gemäß Artikel 2 Absatz 1 B uchsta ben c) und 
d), die \vihrend des betreffenden H;lush;lIrS­
j;1hrs geleistet worden wä ren. einschließlich der 
Anpassungen des einheitlichen Satzes für frü­
here Haushaltsjahre, 

und 

dem prozentualen Anteil des \;�reinigten 

Königreichs an den au (reilb3ren Ges;1mrausga­
ben; 
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bl der so ermirre lre DifferenzberrJg \\'Ird �\uf die 
,;ufte ilbaren Ges3mr:lUsgJben �lnge\\'JnJr: 

Li cbs Ergebnis \\'Ird mir 0,66 multipliziert, 

D�r RcferenzJus�leichsberr3g ISt der f(orrckrurl)err3C. 
der sich ergibt a �s der .-\n\\"e

�
ndung der nJchsrehende�l 

Buchstaben J I, b) und cl, korrigiert um ':lJe Aus\\<ir­
kung, die Sich für dJS Vereinigte Königreich JUS der 
Begrenzung der MWSr.-Eigenmirrelbemessungsgrund­
lage und den Zahlu ngen gemi{� Artikel 2 �\bsatz 1 
Buchst3be d) e rg ibt . 

Der Referenz3usgleichsbetrag wird wie folgt errech ­
ner: 

J) Es wird die sich im mrhergehenden H3ush31tsj3hr 
ergebende Differenz berechnet zwischen : 

und 

dem prozentu31en Anteil des Vereinigten 
Königreichs 3n den gesamten ;\I\VSt.-Eigen­
mirtelzahlungen, die während des betreffenden 
H3ushJltsj3hrs geleistet worden \\"jren, ein­
schliefllich der Anp3ssungen für frühere HJus­
h3ltsj3hre hinsichtlich der Berr;ige, die durch 
die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben cl und cl) 
gen3nnren Einn3hmen finanziert werden, wenn 
der einheitliche SJtz auf die nichrbegrenzten 
ßemessungsgrund13gen Jngew3ndt worden 
W3re, 

dem prozenru31en Anteil des Vereinigren 
Königreichs an den aufteilbaten Gesamt ausg3-
ben; 

b) der so ermittelte Differenzberrag wird Juf die 
aufteilbaren Ges3mt3usgaben angewandt; 

c) das Ergebnis wird mit 0,66 multipliziert; 

d) die Zahlungen des Vereinigten Königreichs gemäß 
:\'ummer 1 Buchstabe a) erster Gedankenstrich 
werden von den Zahlungen gemäj� Buchsta be J) 
erster Gedankenstrich di eses Unrerabsatzes abge­
lOgen; 

c) der gemäß Buchstabe d) ermittelte BetrJg wird 
\'on dem gemäß Buchsrabe c) errechneten Betrag 
abgezogen, 

3, Der Grundbetrag wird so angepaGt, daß er dem 
ReferenzJ usgleichsbetrag en tsprich t. 

Artikel 5 

(1) Der Korrekturbetrag wi rd \'on den übrigen Mitglied­
staJten nach den fo lgenden \lodalitäten finanziert: 

Die Auf teilung des zu fin3nzierenden Betrags wird 
zunächst n3ch dem jeweiligen Anteil der ;vlitgliedstaaten 
an den Za hlungen gemäß Arrikel 2 Absarz 1 Buchsrabe d) 
- unter Ausschlu ß des Vereinigten Königreichs -
berechnet; sodann wird er in der Weise angepaßt, d3ß der 

:\ntcil der Bundesrepublik DeutschlJnd auf z\\'ei Drinel 
clcs Sich �\LlS d ieser Berechnung ergebenden Anreils 
hegrenzt 1St. 

,2) Die. :\usglcichszahlung :In d3S Verelnlgre Königreich 
\\<Ird mit seinen Zahlungen gcmJß ,-\rrikel 1. <-\bS:HZ 1 
ßuchsuben LI und d) \Trrechncr. Die \<on den llbrir;cn 
\lit�liedst�LHen zu rr�1cende Fin'1nziast kommt zu de�en 
Icw;iligen ZJ.hlum;en gemill Anilcl 1. AbsJtz 1 BuchstJ­
hen c) LInd d) hinzu. 

(3) Die Kommission nimmt die zur Anwendung von 
:htikel 4 und d ieses Artikels erforderlichen Berechnungen 
\<or. 

{4) Ist der HJushaltsp!Jn zu Beginn des HJusha ltsjahres 
noch n ic ht \·erJ.bschieder, so bleiben die im letzren end­
gült ig fesq;estellten Haush;]ltsplan e ingeserzte Ausgleichs­
zahlung Jn das Vere in igte Königrt'ich und der d3für von 
den übr igen .\ lirgliedstaaten :lU fzubringende BetrJg 
:mwendb:lr. 

Artikel 6 

Die Einn:lhmen gemj G Artikel 2 d ienen uncerschiedslos 
der Fimnzierung �1l1er im HaushJltsp!Jn 3usgewiesenen 
.-\usg3ben, Die Einnahmen, die zur volls[ :indigen oder 
rcilweisen Deckung der in den Ha ushJlrspbn eingesetzten 
drei Reserven - der EAGFL-\'('jhrungsreserve, der 
Reserve zur Finanzierung des KreditgJrJnticfonds und 
der Reserve für Soforrhilfen zugunsren \'On Dr inbndern 
- erforderlich sind, werden erst d3nn bei den Mirglied­
sraaren abgerufen, wenn diese Reserven in Anspruch 
genommen wcrden. Die Best immungen für die Funktions­
weise dieser Reserven werden crforderlichenf'llls gemäß 
Artikel 8 Abs:ltz 2 erbssen. 

Absatz 1 greift der Behandlung der Bcirriige, die emlse 
.\Iitgliedstaaten zu den in Artikel 1301 des Vertr3gs zur 
Gründling der Europiiischen Gemeinschaft vorgcsehenen 
ZusatzprogrJ.mmen leisten , nicht vor. 

Artikel 7 

Ein erwaip'r .\lehrbetrag der EinnJ.hmcn der Gemein­
schaften gegenüber den tJtsächlichen Ges3mt3 usgaben im 
Verlauf eines HaushJ.ltsj:lhrcs wird ;:lUf das folgende 
H;)ushJ.ltsjahr ü bertragen. 

Et\v;)ige �fehrbetrjge, die bei einer Übertragung \'on 
.\!itteln von K;Jpite!n des EAGFL. �\hreilullg Garanrie, 
nach der W'jhrungsreserve anfallen, oder ;"lehrbctr:ige 
des G3mnriefonds im Zusammenhang mit außenpoliti­
schen rvlaßnahmen, die dem Einnahmena.nsatz des Haus­
halts hinzugerechner werden , werden als Eigenmitre lbe­
träge a ngesehen . 

Artikel 8 

(1) Die Eigen minel der GemeinschJ.ften gemäß Artikel 2 
Absatz 1 Buchstaben a) und b) \verden \"on den :Vl itglied­
staaten n3ch den innerstaatlichen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften erhoben, die gegebenen falls den Erfor­
dernissen der Gemeinschafrsregelung anzupassen sind. 
Die Kommission nimmt in regelmäfligen Abständen eine 
Prüfung der einzelstaatlichen Bestimmungen vor, die ihr 
von den .\litgliedstaaren mitgeteilt werden, teilt den Mit­
gliedstaaten die Anpassungen mit, die sie zur Gewährlei­
stung ihrer Übereinstimmung mit den Gemeinschaftsvor­
schriften für notwendig hä lt, und ersrarret der Hausha lts ­
behörde Bericht. Die ,\litglicdsta3ten stellen die Mittel 
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12. 11. 94 ;\mtsbIJtt der Europ:Jischen Gemeinsch:Jften !':r. L 293/1 3  

nJch ;\rrikel 1. A.bsatz 1 BuchstJc"n a l  bis d )  der Kom· 
rnissiOIl zur Verfügung. 

,,'2,:, Unbesch�1de[ der in Ar[i�e[ 1 SSc des \�cnr�1gs zur 

Gründung dcör E:'Hopäischen Gemeinschaft \'orgesehenen 
Rechllungsprüfung und der Prüfungen der Ubereinstim· 
mUllg und der Ordnungsmileigkeit - diese Rechnungs­
prüfung und diese Prü fungen erstrecken sich im wesenrli · 
ehen auf die Zuverlässigkeir und Effizienz der einzelstaat· 
lichen SysLeme und Verfahren zur Erm ittlung der Grund­
lage für die MWSr.- und BSP-Eigenmir(el - und unbe· 
schadet der Kontrotlmaßnahmen gemäß Artikel 209 

Buchstabe cl des genannten Vertrags erläßt der Rat auf 
Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des 
Europä ischen Parlaments einstimmig die zur Durchfüh­
rung dieses Beschlusses erforderlichen Vorschrifren sowie 
die Vorschriften über die Kontrolle der Erhebung der 
Einnahmen gemäß den Artikeln 2 und 5 und Vorschriften 
darüber, wie diese Einnahmen der Kommission zur Ver­
fügung zu stellen und wann sie abzuführen sind. 

Artikel 9 

Der t-..1echanismus, wonach Griechenland bis 1985 genüll 
Artikel 127 der Beitritrsakte von 1979 sowie 5panicn und 
Pürrugal bis 1991 gemiiß den Artikeln 187 und 374 der 
Beitrittsakte von 1985 ein degressiver Teil dt:r als Eigen­
mittel aus der 1\·I\X'5t. oder als Finanzhciträgc auf da 
Grundl:lge des ß5P gezahlten ßctrigt! erstattet wird, ist 
auf die MWSt.-Eigenmittcl und :lUf die ßSP-Eigenmittcl 
gemiiß Artikel 2 Absatz 1 BllchstJben c) und d) dieses 
Beschlusses anzuwenden. Er ist ferner auf die Z�lhlllngen 
dieser letzteren bciden �liq�lit!dstaaten :Iufgrund von Arti­
kel 5 Abs:ltz 2 dieses Beschlusses anzuwemkn. Hinsicht­
lid, dit!ser lcrztgen:l nnrcn Zahlungen gilt dajt!nige [rstat­
rungssarz. der für dJS Jahr angew: mdt wurde, für das der 
Korn:kturbetrag gewährt wird. 

Artikel 10 

Die Kommission unterbre itet vor .-\blauf des Jahres 1999 

einen Bericht über d.1s Funktionieren dcs mit dit:sern 
ßt:schluG eingefLihrten S)'srems, der auch eine Ühcrpni­
fung der dem Vereinigten Königreich zugestandenen Kor­
rekrur der Haushaltsungleichgc\\"iehre umfaGt. Sie legt 
ferner bis Ende des Jah res J 999 einen Bericht über die 
Ergebnisse einer Studie \'or, in der die l\.löglichkeiten (ur 
die Sch affung einer neuen Eigenmirrelquelk sowie d i� 
�Iodalitäten für die Ein führung eines festen einheitl ichen 
Satzes für die l\.!\X'Sr.-Eigenmirrelbemessllngsgrundlage 
untersucht werden. 

Artikel 11 

(1) Dieser BeschluG wird den l\.lirgliedsr:laren vom Gene­
r:llsekretiir des Rates bekanntgegeben lind im AlIltsU/,llt 
der EIIropJisclJell CClIIcillSclJa(tC/l H�röffcntlichr. 

DIe' .\!lt�IICds[JJtcn teilen dem GcnerJ.lseh:rcr:lr des R,lkS 
un\'crz:.igiieh den AbschluG der VertJnrcn nm. die n;;ch 

Ihren wrtJs<uTH;srcchtlicnen VO:'schr!1ren wr .-\ :ll1 �lh l;lC 
dieses Bcschi!ISSCS cr;ordcrLch sir:d. 

Dieser B<:schluG trirt am ersten T,lg des .\10rl:1ts in Krafr, 
der Juf den .\Ionat des Eingangs der letzten .\lirtciluTlg 
gemäß Unrerabsatz 2 folgt. Er \�ird zum 1. ]JnuJr 199:5 
\\'Irksam. 

(2) a) Vorbehaltlich des BuchsLabens b) wird der 
Beschluß 88/376/EWG, Euratom zum 1. Januar 
1995 aufgehoben. Verweise auf den BeschluG 701 
2431EGKS, E\xrc, Eurarom des Rares vom 21-
April 1970 über die Ersetzung der Finanzbeiträge 
der Mitgliedstaaten durch eigene l\lirrei der 

Gemeinschaften (1), den Beschluß S51257/E\VG, 
Euratom des Rates vom 7. � lai 1985 über das 
System der e igenen Mittel der Gemeinschaften (2) 
oder den BeschluG SS/3761E\X'G, Euratom sind als 

Verweise auf den vorliegenden Beschluß zu verste­
hen. 

b) Arrikel 3 des Beschlusses 8512571E\X'G, Euworn 
ist weiterhin bei der Berechnung und der Anp3s­
sung der Einnahmen anzuwenden, die sich für dlS 
Haushaltsjahr 1987 und die vorangeg:lngencn 
HaushaltsjJhre aus der Anwendung von S:itzen 
auf die einheitlich ohne Begrenzung festgelegte 
!vlWSt.-Eigenminelbemessungsgrundlage ergeben. 

Die Artikel 2, 4 und 5 des Beschlusses 8S/376fEWG, 
Euratom sind weiterhin bei der Berechnung und der 
Anpassung der Einnahmen, die sich aus der Anwendung 
eines für alle J\.litgliedstaaten einheitlichen Sarzes auf die 
einheirlich fesrgelegte, auf 55 % des BSP jedes fvlitglied­
stJ:lts begrenzte ,'vIWSt.-EigenmirrelbemessungsgrundiJge 
ergeben, sowie bei der Berechnung der Korrektur der 
Haushaltsungleichgewichte zugunsten des Vereinigten Kö­
nigreichs für die Haushaltsjahre 198 8  bis 1994 anzuwen­
den. Ist Artikel 2 Absatz 7 des genannten Beschlusses 
anzuwenden, so werden bei den Berechnungen, die für 
den berreffenden l\.l itgliedstaat nach dem \'orliegenden 
Absatz anzustellen sind, anstelle der �!\\!St.-Eigenmittcl­
z:lhlungen Finanzbeiträge zugrunde gelegt; diese Regelung 
gilt ferner für die Zahlungen zur Anpassung der Berichti­
gungsbctr.ige für frühere Haushalrsjahre. 

Geschehen zu Luxemburg arn 3 L Oktober 1994. 

Im Namell des RMc$ 

Der Prdsidellt 

K. J(1�HL 

(1) Aß/. 0:r. L 94 vOn) 28. 4. 1970, S. 19. 
(2) AßI.1"r. L 128 vom 14.5.1985, S. 15. Beschluß aufgchoben 

dlm:h den Beschluß 88/J76/EWG. Euratom. 

25/ME XIX. GP - Entwurf (gescanntes Original) 7 von 31

www.parlament.gv.at



EUROPÄISCH E UNION 
DER RAT 

ÜBERMITTLUNGSVERMERK 

Brüssel. den 9. Juni 1994 (15.C6l 
{OR. "I 

5646/1/94 
REV 1 \ +\ 

RESTREINT 

ECOFIN 38 
RESPR 14 
FIN 125 

Betr.: Vorschlag tür einen Beschluß des Rates zur Ersetzung des Beschlusses 88/376/EWG, 
Euratom des Rates vom 24. Juni 1988 über das System der Eigenmittel der Gemein­
schaften 

- Erklärungen 

Die Delegationen erhalten anbei die Erklärungen für das Ratsprotokolj zu dem eingangs 

genannten Beschluß. 

(*) Diese revidierte Fassung wurde erstellt, um die Änderung der Erklärung Nr. 5 und 
die neue Erklärung Nr. 9, wie sie auf der Tagung des AStV vom 13. April 1994 
erarbeitet wurden, zu berücksichtigen. 

5646/1/94 REV 1 ur/HS/ih D 

25/ME XIX. GP - Entwurf (gescanntes Original)8 von 31

www.parlament.gv.at



Erklärungen zum Beschluß des Rates zur Ersetzung 

des Beschlusses 88/376/EWG, Euratom des Rates vom 24. Juni 1988 

über das System der Eigenmittel der Gemeinschaften 

1. Erklärung zu Artikel 

ANLAGE 

Der Rat ist übereingekommen, daß die Einnahmen aus den Gemeinschaftsanleihen, die 

auf den Kapitalmärkten aufgenommen wurden, nicht Teil der "sonstigen Einnahmen" im 

Sinne von Artikel 1 dieses Beschlusses sind. 

2. Erklärung zu Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c 

Der Rat und die Kommission stellen fest, daß der Europäische Rat (Edinburghl in seinen 

Schlußfolgerungen festgelegt hat, daß für Mitgliedstaaten mit einem Pro-Kopf-BSP von 

weniger als 90 % des Gemeinschaftsdurchschnitts die MWSt-Eigenmittelbemessungs­

g rundlage ab 1 995 auf 50 % des BSP dieser Mitgliedstaaten begrenzt wird. 

Der Rat und die Kommission sind der Auffassung, daß der Europäische Rat mit diesen 

Schlußfolgerungen bestimmen wollte, daß hier dieselben Auswahlkriterien gelten wie für 

den Kohäsionsfonas. Deshalb sind Griechenland, Spanien. Irland und Portugal die 

Mitgliedstaaten. denen eine vorzeitige Begrenzung der MWSt-Eigenmittelbemessungs­

grundlage zugestanden wird . 

5646/1 /94 REV 1 ur/HS/ih D 
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Erkläruna zu Artl kel 2 Absatz 6 

Der Rat und die Kommission erklärer:, daß die in Artikei 2 AbsaTz 6 genannten M\tv'St­

und BSP-Eigenmittelsätze ohne Berücksichtigung der EAGFL-Währungsreserve, der 

Reserve für Darlehensgarantien uno der Reserve für Soforthilfe berechnet werden und für 

die MWSt-und BSP-Eigenmittelbemessungsgrundlage des vorhergehenden Jahres gelten. 

4. Erkläruna zu d en Art ikeln 4 und 5 

Der Rat st immt mit d e r  Annahme oleses Beschlusses a u c h  d er Method e  d er Berechnung, 

Finanzierung, Zahlung und haushaltsmäßigen Erfassung der Korre ktur der Haus halts­

u ng /eichgewic hte - gemäß Artikel 4 und 5 d i e s e s  Beschlusses - in der Fassung d er 

Arbeitsu nter l age d e r  Kommission, eie in Dokument 5455/94 ECOFIN 31 RES PR 1 1  

FIN 107 + COR 1 (d, en ) wiedergegeben ist, zu. 

5.  Erklärung zu Artikel 8 Abs atz 2 

Der Rat nimmt zur Kenntnis, d a ß  

d i e  Kommi s si on nach d e m  in Art ikel 8 A b s atz 2 vorges e henen Verfahren Vorsc hläg e  

unterbreiten will, die eine Überprüfung der Verfa hren d e r  Mitgliedsta aten f ü r  die 

Erfassung der Steuerpflichtigen, die Ermittlung und Einziehung der Mehrwertste u e r  

sowie für e nt s prechende Kontroilen erm ög lichen und die Wirksamkeit dies er Ver­

fahren verbes s ern sollen; 

die Kommis sion beabsichtigt, ihre Maßna h m en zur Harmonisierung des BSP fort­

zusetzen, und daß sie die Kontrollen, mit denen die Vergleichbarkeit, die Zuver­

lässigkeit u nd die Vollständigkeit der BSP-Ermittlung sicherge stellt w erden soll, 

verstärken wi rd, inde m  sie zu diesem Zwec k  vor 1996 e inen spezifischen Bericht 

über den tatsächlich erreichten Grad der Harm o ni sierung in bezug a uf d i e  Ermittlung 

der einzelsta atlichen BSP vorlegt. 

5646/1 /94 REV 1 ur/HS/ih o 
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6 Erkläruna zu Art ike l 9 

In bez!-.:g auf die KorreKturen, die Dei den Erstattur,gen mfolge 8'/entueller A, noassungen 

der MI/v'St- und BSP-Eigenmittelgrunalagen für die Jahre 1981 bis 1991 zugunsten von 

G riecnenland , Spanien und Portugai vo rzune hmen sind, hat die Kommission erklärt, s ie 

\volle der Haushaltsbehörde k ünft ig die Ausweisung der entsprechenden Beträge als 

(positive oder negat ive ) Einnahmen Im Haushalt der Gemeinschaften vorschlagen. 

Der Rat hat diese Erklärung zur Kenntnis genommen. 

7. Erklärung zu Art i kel 10 

Der Rat stellt fest, daß die Komm ission in ihrem Bericht über das System der Eigenm it tel 

(Dok. 5 20 2/92) die Bedingungen klar dargelegt hat, denen ihres Erachtens eine etw aige 

künftige fünfte Eigenm ittelqueile ents prechen müßte . 

8 .  Erklärung zu Artikel 10 

Die Kom mis sion erklärt, 

daß sie jedes Jahr einen Beric ht vorlegen wird, in dem für die einzelnen Tätigkeits­

bereiche in der Gemeinsch aft die Ec k punkte des Haushaltsvollzugs des Vorjahres 
I 

dargelegt werden; 

daß sie jedem Mitgliedstaat die Höhe der in seinem Gebiet getätigten operationellen 

Ausgaben der Gemeinschaft - aufges chlüsselt na ch Bereichen - sowie den relativen 

Anteil dieser Ausgaben an den entsprechenden Gesa mtausgaben der Gemeins chaft 

mitteilen wird. Es ist dann Sache des betreffenden Mitgliedstaats, zu entscheiden , 

welchen Gebrauch er von diesen Inform ationen ma chen will. 

Die Komm iss ion wird diese Zah lenangaben dort, wo sie dies für zweckdienlich hält, 

mit Erläuterungen versehen und unter dem Vorbehalt methodisch bedingter Unge­

na uigkeiten übermitteln . 

5646/1 /94 REV 1 ur/HS/ih o 
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� 7 u  A r t i k e l  1 Q 

D e r  R a t n i m m t  z u r  K e n nt n i s ,  d a f3,  d i e  K o m m i s s i o n  d i e  i n  ArT i ke l 1 0  g e n a n n t e n  B e r i c h t e  

r e c h t z e i t i g  v o r l e g e n  w ird , s o  d a ß  d i e s e  i n  d e m  V o rs c h l a g  für  d e n  n e u e n  " E i g e n m i tte l ­

Bes c h l u ß "  berü c k s i c ht i gt w e rd e n  k ö n n e n ,  d er a b  1 . J a n u a r  2 0 0 0  g e i t e n  s o l l te . 

1 O .  Erklärungen zum Arbeitsdokument der Kom m iss ion b etreffend Berechnun g ,  Finanz ierun g , 

Zahlung u n d  haus h alts mäßige Erfassung der Korrektur der H a ushaltsungleichgewichte 

a) B e rü c k s i c h t ig u ng und Auf teilu ng der V e r w a lt u n a s a usga b e n  

Die b e l a i s c he u nd d i e  l u x e m b u rgische D e legation haben an i h r e n  Widers p ru c h  g e g e n  

d i e  von der Kommission gewählten Modalitäten f ü r  die Berü c k s ichti g u n g  und Aut­

teilung der Verwaltungsausgaben erinnert. Diese Ausgaben besonderer Art ent­

sprechen n i cht d e n  w irtsc h aft l ichen Interessen d er betroffenen Mitg l iedstaaten . Wie 

1 98 8  haben sich diese Delegationen jedoch bereit erklärt , ihre Verwendung aus­

schließlich zu Zwec k e n  d ieses Beschlu sses nicht zu behindern. 

D ie Kom mission hat d ie  Erklärung der be lg ischen und der l uxemburgischen Delegation 

zur  Kenntnis genommen und wird sie b e i  der in Artikel 1 0  des Besch l usses ü ber das 

System der Eigenmittel vorgesehenen Überprüfung des Korre ktursystem s  b erücksich­

tig e n .  

b )  Zu KaDitel 0 Absc hnitt I I  IA ktu a l i s i e ru ng e n l  

D ie Kom m ission erklärt , daß s i e  so bald wie m öglich Anpassungen vors chlagen w i rd , 

falls d ie t a t s ä c h l i c h e  Entw ic k lu ng spürbar von d e n  vo rge sehen en Zahlen a bweicht .  

5 646/1  /94 R EV 1 ur/HS/ih D 
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C I  Z u  K a p i t e l  D A bsch n i tt I 1 1  ( E n d a ü l t i a e  B e r e c h n u n o l  

D i e  K o m m i s s i o n  e r k l ä rt ,  d a ß  d i e  e n d g ü l t i g e n  B e r e c n n u n g e n  a uf d e r  G r u n a l a g e  d e s 

\Ve c h s e l k u r s e s  erfo l g e n  w e rd e n ,  a e r  i n  d e m  b etreff e n d e n  B e z u g sj a h r g ü l t i g  w a r .  

d )  Z u  Kap i t e l  D A bs c hn itt III N u m m e r  2 d ritte r A b s atz 

Die deutsc h e  D e l eg at i o n e r k l ärt ,  d a ß  s i e  bei i h r e r  Zust im m u ng z u  d e m  g e n a n nten 

Arbe itsd o k u m e nt v o n  fo l g e n d e m  Verst ä n d n i s  d e s  Kap ite l s  D A b s c hn itt I I I  N u m m e r  2 

dritte r  Abs atz a u s g e h t :  

Es s i n d  d i e  j ew e i l s  geltenden D urchführu n g s be st i m m u n g e n  z u m  A bführu n g s s atz f ü r  

d i e  M W S t-Eige n m ittel b z w .  für  d i e  B SP-E ige nmitte i  s o w i e  d ie e i n s c h l äg i g e n  Best im­

m u ng e n  d e s  E ig enm itte lb e s c h luss e s ,  insbesondere Art i ke l 2 Absatz 1 B u c hstabe d zu 

b e a c hte n .  

5646/ 1 / 9 4  R EV 1 ur/HS/ih D 
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EUROPÄISCHE UNION 

DER RAT 

B rüsseL d e n ' 4. O ktober ' 994 ( 1 8 . 1 01 
( O R .  f)  

K ORRI GENDUM ZUM ÜSERMITTLUNGSVERMERK 

5646f1 /94 
REV 1 COR 1 

RESiREINT 

ECOFIN 38 
RESPR 1 4  
FIN 1 25 

Betr . :  Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Ersetzung d e s  Beschlusses des 

Rates 8 8 /367/EWG , Euratom vom 24. Juni 1 9 8 8  über das S ystem der Eigenmittel 
der Europäischen Gemeinschaften 

- Erklärungen 

Die neunte erklärung " zu Artikel 1 0 " erhält folgende Fassung : 

" Der Rat nimmt zur Kenntnis, daß die Kommission die i n  Artikel 1 0  genannten Berichte 

rechtzeitig vorlegen wird , so daß diese in  den Erörterunge n des Rates über den 'Eigen­

mittei '-Beschluß berücksichtigt werden können. n 

5 646/ 1 /94 REV 1 COR 1 mt/LSllk D 
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B M F  Abte i l ung  1 1 /2 1 

Vorb lat t :  

1 .  Z ie l setzung :  
Der  Rat der E uropä ischen Gemeinschaften hat  am 3 1 . O ktober 1 994 g emäß Art 20 1 
EG-Vertrag u nd Art . 1 73 E G KS -Vertrag d i e  Best immungen über das  System der 
E igenmittel der Gemeinschaften ( im fo lgenden :  E igenmitteibesch l u ß )  festge legt und 
den M itg l iedstaaten zur Annahme gemäß ihren verfassungsrecht l i chen Vorschriften 
empfohlen .  Der E igenmi tte ibesch luß  tr itt n ach der Annahme durch a l le  
Mitg l iedstaaten in  Kraft; der Beg inn der G el tungsdauer ist  rückwirken d  mit  1 .  Jänner 
1 995 festge setzt. Der E igenm itte ibesch l u ß  bedarf daher zu se iner  Rechtskraft auch 
der Annahme durch Österreich. 

2 .  Lösung 
Die Best immungen des E igenmitte l beschlusses schränken d ie Verfügungsrechte 
des B undes(fi nanz)gesetzgebers jedenfa l l s  dadurch e in ,  daß die an d ie EG 

abzuführenden Mittel für d ie  F i nanzierung des B undeshaushaltes n i cht zur 
Verfügung stehen .  D ie  Annahme des E igenm itte lbeschlusses hat soh in 
gesetzesändernden Charakter und bedarf der Genehmigung des National rates 
gemäß Art 50 B-VG. 

3 .  Alternat iven :  
keine 

4. finanzie l le  Auswirkungen: 
Die verfügbaren  E innahmen des B undes werden s ich voraussicht l i ch um folgende 
B eträge veringern (Näheres s .  Pkt .  4 d. Er läuterungen) :  

Beträge in  Mrd. S (zu Preisen 1995) 

1 9 9 5  1 9 9 6  1 9 97 1 9 98 1 999 

trad . EM (Netto ) 4,40 4, 90 4, 90 4, 90 4, 9 0  
MwSt-E igenmittel 1 5 , 3 4  1 4, 9 2  1 4, 34 1 3 , 4 1  1 2 , 5 5  
BSP-E igenmittel 7 , 8 5  1 0 , 0 3  1 1 , 9 1  1 3 , 7 5  1 5 , 5 8  
S u m m e  27 , 5 9  29,85 3 1 , 1 5  3 2 , 0 6  3 3 , 0 3  

Die den tradit ione l len E igenm itteln verg le ichbaren Zöl le  und sonst igen 
E i ngangsabg aben des Bundes be l i efen s ich 1 994 auf insg.  rd . 8, 1 Mrd. S. 

Zum Ausgleich der mit  der E i genmi tte labfuhr  für den Bund entstehenden 
Zusatzlasten le isten d ie Länder und Gemeinden auf Grund einer 
finanzausgle ichsgesetzl ichen Rege lung einen Be itrag von insg. rd. 1 0. Mrd. S 
( 1 995). 

[Lödl)D:\DATENIWWIEGIEIGENMInVOR8LATTDOC Stand: 1 7. FEBRUAR 1 995 
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B M F  Abte i l ung  1 1/2 - 1 -

E rl ä u t e ru n g e n :  

I .  ZU M B ESCH L U ß  D E S  N ATIO NALRATES 

M i t  d iesem Besch lu ß anerkennt Österre ich Zah lungsverpfl i chtungen gegenüber der 

EG, we lche e ine  M inderung der verfügbaren M itte l der Hausha lte der 

Geb ietsköperschaften bewirken. Mit d ieser Anerkennung wird i n  Verfügungsrechte 

e ingegriffen ,  die den für d i e  Führung d ieser Hausha l te in Österre ich zuständigen 

Staatsorganen vorbeha lten s ind .  

Mit  den F i nanzausg le ichspartnern wurde vere inbart ,  daß d ie  E igenmittel aus dem 

Bundeshaushalt an d ie  EG abgeführt werden und daß d ie daraus dem Bund 

erwachsenden Lasten im S inne des § 4 F-VG 1 948 im  Wege 

finanzausg le ichsgesetz l icher Regel u ngen durch die Länder und Gemeinden 

mi tgetragen werden. 

Durch den vorgesch lagenen Besch l u ß  werden somit  jedenfa l l s  be im Bund 

Verfügungsrechte des Bundes(finanz)gesetzgebers dadurch e ingeschränkt, daß die 

an die EG abzuführenden Mittel für d ie  F inanzierung des B undeshausha ltes n icht zur 

Verfügung stehen.  D ie  Annahme des E igenmitte lbesch l usses hat sohin 

gesetzesändernden C harakter und bedarf der  Geneh migung des Nationalrates 

gemäß Art 50 B-VG. 

(Anm.: Grundlage für die Wahl dieser Rechtstorm der Annahme ist die Rechtsauffassung des BKA-VD) 

1 1 .  ZU M BESCHLUß DES RATES 

1. Die G ru ndsätze der F i n a nzi erung des EG-G esa mth ausha ltes 

Art. 201  Abs . 1 EG-Vertrag l egt fest ,  daß der Hausha l t  ("Gesamthaushaltsp lan der 

Europäi schen Gemeinschaften") unbeschadet der sonst igen E innahmen vol lständig 

aus E igenm i tte ln  finanziert wird .  H i edurch wird d ie finanz ie l l e  Unab hängigkeit  der EG 

gegenüber den M itg l iedstaaten begründet. D ie  Einnahmen der E G  werden nicht 

durch Finanzbeiträge (etwa wie Be iträge zu i nternat ionalen O rgan isat ionen) 

aufgebracht; v ie lmehr sol l  d ie EG bei  der F inanzierung ihres  Hausha ltes unm itte lbar 

auf e igenen E innahmen g re ifen können.  Dieser Zugriff auf nat iona le  Mitte l  erfolgte 

b isher stets unter wesentl icher E i n b indung der M itgl iedstaaten, in sb .  dadurch,  daß 

die Einhebung bzw. Abfuhr der M ittel nur durch Organe der Mitg l iedstaaten erfolgt ;  

wenng le ich den Gemeinschaftsorganen Informations- und Kontro l l rechte zukommen. 
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An d i ese n Grundsätzen w i rd a u ch durch den neuen E igenm i tte i besch l uß n ichts 

g e ä n d ert . 

Weiters erg ibt aus Art . 20 1 Abs . 1 ,  d a ß  der E G - H a u s h a l t  n i cht durch An l e ihen u n d  

s o n st i ge F i nanzsch u l d e n  fi n anziert we rde n  d a rf; d e r  H a u s h a l t  mu ß a u sgeg l ichen se in  

(vg l .  a uch Art . 1 99 Ab s . 3 E G -Vertrag )  . 

D ie Erzeugun g  der Rechtsgrundl agen für d ie  E igenm ittel wird i n  Art .  201 Abs. 2 

g erege lt: H iernach legt der Rat auf Vorsch lag der Kommiss ion und nach Anhöru ng 

der Pa rlaments e inst immig d ie  Best immungen über d a s  System E igenmitte l  der 

Gemei nschaft fest un d empfiehlt  s ie den Mitg l iedstaaten zur Annahme gemäß i h ren 

verfassungsrecht l i chen Vorschr iften .  

Auf d ieser Grundlage wurden d ie Eigenmittelvorschriften der E G  erlassen. D ie  erste 

Regel ung  stammt aus  dem Jahr  1970 und sah Agrarabschöpfungen,  Zöl le  und  e ine 

an der Mehrwertsteuer or ient ierte F inanzierungsquel le vor .  D ieses System gelangte 

erst ab 1 980 zur vo l lständ igen Anwendung, so daß das F inanz ierungsgebot gemäß 

Art. 20 1 Abs. 2 EG-Vertrag erst relat iv spät erfü l l t  wurde. E ine Weitere ntwicklung 

d ieses Systems erfo l gte m it 1 985 und 1 988 gefa ßten Besch lüssen des Rates. Der 

E igenm itteibeschluß 1 988 ist Grund lage des dzt. noch geltenden Eigenmittelsystems, 

wel ches durch den , dem vorgeschlagenen Genehmigungsbeschluß 

zugrundel iegenden, E igenmi tte ibesch luß vom Oktober 1 994 abge löst werden sol l .  

2.  Derzeit geltende Rechtslage: 

Österreich n immt im Rahmen seiner EU-Mitg l iedschaft ab 1 .  J änner 1 995 an der 

F inanz ierung des EG-Gesamthaushaltes te i l . Dzt. ist die Grundlage für die Abfuhr der 

EG- Eigenmitte l  der Besch l u ß  des R ates 88/376/EWG, Euratom vom 24. Juni  1 988; 

AbI. L 1 85/24 v. 1 5 .7 . 88. D ieser Besch luß ist a l s Bestandte i l  des aqu is communauta ire 

gemäß Art. 2 der E U-Beitrittsakte, B GB/ .  45/1 995, von Österreich a ls  verbindl ich 

anerkannt worden .  D ieser Besch l u ß  l iegt auch den Eigenmitteleinnahmen des dzt. 

geltenden EG-Gesamthaushaltsplanes 1995 und dem BVAE 1995 zugrunde. 

Der dzt. geltende E igenmittei besch luß wurde auf der Basis von Vorsch lägen der 

Kommiss ion ("Delors-Paket 1" )  und der Beratungen der Europä ischen Räte von 

Brüssel (29. /30. Jun i  1 987) ,  Kopenhagen (4 ./5 .  Dezem ber 1 987) u n d  des 

Sonder-Europäischen Rates von Brüssel vom 1 1 .  bis 13. Februar 1988 vom Rat am 

24. Juni  1 988 nach Konzertierung m it dem Europäischen Parlament den neuen 

gefa ßt. Als wesentl iche E lemente sind zu erwähnen : 
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- neuer ,  a l l e  E igen m i tte larten u mfa sse nde r P l afond ( 1 , 2 %  d e s  B S P  d e r  
G e m e i ns chaft ) , m it jähr l ichen O be rg re nzen b i s  1 9 92 (Art . 3 Abs .  1 ) , 
(dies e P lafo nd-Reg e l u n g  i s t  a uch Besta ndte i l  der Inter i nst itut i o n e l l e n  Ve re i nbaru ng 
über d ie H a u s h a l t s d i sz i p l i n  un d d i e  Verbe s s e rung d e s  H a u s ha l t sve rfa h ren s , i n s b .  
der  F ina nz ie l l e n Voraus schau 1 988-1 992 , Ab I .  1 8 5/33 ,  i n s b .  3 6 ,  v o m  1 5 . 7 . 88 ,  und 
b i nd e t  auf d i esem Wege auch das E u ro p ä i sche Parl am en t a ls H au sh a l tsb e hörde ) ;  

- 1 , 4 % -Abführungssatz auf d ie  MWSt-B emessungsgrund lage;  die  
MWSt-Be messungsgrundl age eines M itgl iedstaates wi rd jedoch nur bis  zu 55% 
se ines BSP a l s  Abführungsgrundlage herangezogen (sog.  Kappung),  
(d ie MWSt-Bemessungsgrund lage wird durch die Vero rdn un g ( EWG,  Euratom )  
Nr. 1 55 3/89 d e s  Rates vom 2 9 . 5 . 1 98 9  über d ie endgü l t ige Regelung für die 
Erhebung der Mehrvvertsteuereigenm i tte l ,  A B I .  L 1 55/9 vom 7 . 6. 89 ,  defin iert) 

- e ine neue (4 . )  F inanz ierungsq ue l le , bezogen auf d a s  B S P  zu Marktpreisen der 
e inze lnen M itgl iedstaaten;  

- d ie Übertragun g der  EGKS-Zöl le  auf den EG-Haushalt ;  

- E inbeha ltung von 1 0% des Aufkommens an Zö l len und Agrarabschöpfungen durch 
die Mitg l iedstaaten a ls Abgeltung für Erhebungskosten ;  

- e in  Ausgleichsmechan ismus für das Verein igte Kön igreich (Art. 4 und 5): 

= das Verein ig te Königreich erhäl t  e inen Ausg l eichsanspruch ( in Höhe der vorher 
geltenden Regeln) ,  wobe i  jedoch die Auswirkungen durch die Veränderungen im 
Finanzierungssys tem vo l l  angerechnet werden ,  

:: d ie  anderen M itgl iedstaaten fi nanz ieren d iesen Ausg le ich anhand i hrer 
BS P-Ante i le (vorher: MWSt-E igenmittelantei le ) ,  

Für  dre i  M itgl iedstaaten gelten Sonderregelungen: 
Die Bundesrepub l i k  Deutschland trägt zwe i Drittel ihre s  e igentl ichen 
F inanzierungsantei l s ,  

Für  e inen Fünf-Jahres-Ze itraum erha l ten Span ien und Portugal Erstattungen 
eines Tei l s  i hrer Betei l igung über d ie Au sgabenseite des EG-Haushalts (Art. 9); 

- E inführung e iner Währungsreserve , um die Auswirkungen beträcht l icher und 
unvorherg esehener Änderungen der E C U/Dol lar-Parität a uf die 
Ag ra rmarkta usgaben ausgleichen zu können (Art. 2 Abs. 6, l it . b ) ;  

- eine Obergrenze für das Volumen der Verpfl ichtungsermächtigungen im Jahr 1 992 
( 1 , 30% B S P )  sowie das Prinzip e iner geordneten Entwicklung des  Verhältnisses 
zwischen Verpfl ichtungs- und Zahlungsermächt igungen (Art. 3 Abs.  2) .  
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3 .  D e r  neue E igen m i t te ibes c h l u ß :  

3 . 1 .  Al lgemeines  

- 4 -

3 . 1 . 1 .  D i e  Besch lüsse des  E uropä i schen Rates von Ed inburg h  a m  

1 1 . / 1 2 .  D ezem be r 1 992 (vg l .  EG-Bu l le t in  1 2- 1 992 , S 28ff Tei l  Cl .  

Aufbauend auf  umfan gre i chen Vorarbeiten und Vorsch lägen der  Kommission 
sowi e von Beratungen im Rat besch loß der Europäische Rat die nachstehende 
Neuorientierung des E igenmittel-Systems, we lche m i t  dem Auftrag an d ie  
Komm ission verbunden war, e inen entsprechend Entwurf vorzulegen.  

- EG-Eigenm itte l-P lafond 
D ie Kernfrage der Verhand lungen war d ie Frage des 
EG-Eigenmitte l-P lafonds.  Er  best immt das Volumen der E innahmen und 
dam it auch der Ausgaben der Gemeinschaft. H ierzu wurde vere inbart: 

= I n  den Jahren 1 993 und 1 994 wird der gel tende P lafond  von 1 ,20% des 
Gemeinschafts-BS P  beibehalten; 

= ab  1 . 1 . 1 995 wird d ieser Plafond schrittweise in  Form von Jahresplafonds 
b is auf 1 ,27 % des BS P im  Jahre 1 999 angehoben. 

Die mehrjährige Ausgabenplanun g  der Gemeinschaft ( vg l .  finanzie l le  
Vorausschau 1 988-1 992 , AbI .  1 85/36 vom 1 5.7 . 1 988, finanziel le 
Vorausschau 1 993-1 999,  Abi .  C 331 /6 v .  7. 1 2 . 1 993) wird in 
Verpfl i chtungsermächt igungen aufgestel lt .  Der Europäi sche Rat hat daher 
ergänzend besch lossen, daß zwischen Verpfl ichtungsermächtigungen und 
Zahlungsermächtigungen ein genau festgelegtes Verhältni s  gewahrt werden 
sol l ,  damit die Vere inbarke it beider Größen gewährleistet ist und die 
Obergrenze für die E igenmitte l  e ingehal ten werden kann. Danach dürfen die 
Verpfl i chtungsermächtigungen des Haushaltsplans  der Gemeinschaft nur 
g leichmäßig anste igen ,  insgesamt jedoch nicht eine O bergrenze von 
1 , 335% des Gemeinschafts-BSP übersteigen. 

- Veränderungen bei der E igenmitte l struktur 
Zum 1 . 1 . 1 995 sol l en  Veränderu ngen bei der Eigenmitte lstruktur dazu 
beitragen , das Gewicht der MWSt-E i genmitte l schrittweise zu verringern und 
damit d ie Inanspruchnahme der B S P-Eigenmitte l  zu verstärken. Mit den 
vere inbarten Maßnahmen sol len insbesondere d ie vier weniger 
woh lhabenden Mitg l iedstaaten entsprechend dem Maastr ichter 
Kohäsionsprotokol l  sowie den L issaboner Gipfelbeschl üssen ent lastet 
werden. Diese Zie lsetzung sol l  durch eine Senkung der Kappungsgrenze 
bei der MWSt-Bemessungsgrundlage u nd durch e i n e  schrittweise Senkung 
des Abführungssatzes für d ie  MWSt-Eigenmittel e rre icht werden.  

= Senkung der Kappungsgrenze bei der MWSt-Bemessungsgrund lage von 
derzeit 55% des B S P  auf künft ig 50% des BSP 
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D i e s e  Reg e l un g  wird n u r  fü r d i e  v i e r  Koh ä s i o n s staaten a b  1 995 vo l l  
a n gewandt ;  fü r a l l e  a n d e re n  M i tg l i ed s ta aten w i rd s i e  i m  Ze i tra u m  1 995 b i s  
1 9 99 schr i ttwe i s e a n g ewa ndt  werd e n .  Öste rre ich wi rd d i e  Ka p p u n g sg renze 
frü h e s t e n s  im J a h re 1 99 7  erre i c h e n .  

= S en k u n g  d e s  MWSt- E i g e n m itte l h öch stsatzes von d e rz e i t  1 , 4% auf 1 ,0% 
d er MWSt-B emess ungsgru n d l a g e  

U m  d i e  B e l as tu ng sve rsch ie bun gen zwischen d e n  Mitg l i edstaaten auf der  
E i n nahm e nseite n icht abrupt eintreten zu lassen , wird d ieses E lement in 
(g le i chen)  S chritten im Zeitraum 1 995 bis 1 999 e ingeführt .  

- Der  Korrekturmechan ismus tür das Verein igte Kön igreich wird 
beibehalten 

- Fünfte E innahmenquel le  der Gemeinschaften (Gemeinschaftssteuer) 
Zur E inführung e iner fünften Einnahmeque l le  hat der Europäische Rat der 
E G-Kommission einen Prüfauftrag sowie einen Auftrag für e inen B ericht 
zum Ende des Zeitraums der finanziel len Vorausschau ( 1 999) erte i lt .  

- Reserven 
Neben der bere its bestehenden Agrarwährungsreserve hat der 
Europä ische Rat die Schaffung einer Reserve für Soforthi lfen in 
Dritt ländern sowie eine Reserve für e inen Kreditgarantiefonds für 
Darlehen an D ritt länder beschlossen.  Die Mittelansätze für d iese beiden 
Fonds sol len je 300 M io .  ECU jährl i ch nicht überschre iten. 

- Geltungsdauer 
Die für 1 999 vorgesehenen Obergrenzen des neuen 
EG-Eigenmittelbesch lusses sol len nach dem Besch luß des Europä rschen 
Rates solange weiterg e l ten , bis der neue Besch luß über d ie  E igenmittel 
geändert wird. 

3. 1 .2 .  Die förml ichen Vorsch läge der EG-Kommission für einen neuen 
EG-E igenmittelbesch luß 

Zur  Umsetzung der  pol i t i schen Besch lüsse des Europäischen Rates von 
Edinburgh  hat die EG-Kommission Ende Oktober 1 993 einen Vorschlag für 
e inen Besch luß des Rates über das System der E igenmittel der  
Gemeinschaften unterbreitet (vg l .  Ab I .  C 300/1 7 v. 6 . 1 1 . 1 993). 

Neben der recht l ichen Umsetzung der oa.  Besch l üsse des Europäischen  Rates 
hat die EG-Kommission dabei  we itere Änderungen vorgeschlagen:  
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- Art 7 ,  der  d i e  Behand lung  v o n  Ü berschüssen e i n e s  H a u s h a ltsjahres rege lt , 
s o l l te  gest r ichen werd e n .  Nach Auffa s s u n g  der E G - Kom m i ss i on so l l ten im 
Zu sa m m e n h ang m i t  e i n e r  ge ne re l l en N eu rege l ung der B eh an d l ung von 
Ü be rsch üssen o d e r  A bgaben im E G - H a u s h a l t d i e s e  Sach ve rha l te im 
S ekundärrecht (d . h .  unterh a l b  der E be n e  des E igenm itte l besch l usses)  
geregelt werde n  (vom R at a b g e l e h n t ) .  

- Darüber h inaus sch l ug s ie e in  Prüfungs- und E m pfehlungsrecht für s ich 
se lbst  in bezug auf d ie  nat ionalen U msatzsteuererhebungssysteme vor. 
Gegenstand dieser P rüfungs- und Empfeh l ungsrechte so l l ten d i e  nat i onal en 
Verfahren zur E rfassung von Steuerpfl icht igen,  der Erm itt lung und 
Abführung der Mehrwertsteuer sowie für entsprechende Kontro l l en se in  
(vom Rat abgelehnt ) .  

- Außerdem wurden e ine Reihe redakt ionel ler  Änderungen i n  Anpassung an 
d ie zwischenzei t l ich e ingetretene Entwick lung vorgeschl agen . 

3. 1 .3 .  Ratsberatungen; E u ropä isches Parlament 

D ie  Vorschläge der EG-Kommission wurden i n  den Rats- und 
Parlamentsgremien intensiv beraten. 

Das Europäische Parlament besch loß auf seiner Tagung am 9. Februar 1994 
Änderungsanträge zu dem Entwurf e ines neuen E igenmitte lbeschlusses . Die 
EG-Kommission hat e inen großen Te i l  d ieser Änderungsvorschläge  i n  i hrem 
geänderten Vorsch lag für e inen neuen E igenmitte ibeschluß vom 7 .  März 1 994 
übernommen (vg l .  AB I .  C 88/6 vom 25. 3. 1 994). 

Der Rat hat einen Tei l  der Änderungswünsche des Europäischen Parlaments 
in  se iner gemeinsamen Ausrichtung zu dem neuen Eigenmitteibesch luß am 
2 1 . O ktober 1 994 übernommen, die dem Europäischen Parlament übermitte l t  
wurde . Das Europä ische Parlament hat  s ich auf  se iner  Tagung vom 24. b is  
28.  O ktober 1 994 mit der gemeinsamen Ausrichtung des Rates einverstanden 
erklärt .  
Auf se iner Tagung am 3 1 . Oktober 1 994 hat  der Rat  den Eigenm itteibesch l u ß  
färm l ich angenommen . 

3 . 2 .  Z u  den e inzelnen Best im mungen 

zu Art ikel  1 

Art ikel 1 ist inha ltsgle ich m it Artikel  1 des Besch lusses von 1 988.  

Abs.  1 enthä l t  d ie Bestimmung , daß d ie  in  den fo lgenden Art ike ln den 
Gemeinschaften zugewiesenen E igenmittel e ine absch l ie ßende Aufzäh lung 
darstel len ;  nach Art . 2 Abs . 1  l i t .  a b i s  d verfügen d ie  Gemeinschaften damit über vier 
E igenmitte larten . 
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Abs.  2 w i e d e r h o l t  d e n  bere i ts  i m  A rt 2 0 1  E G -Ve rtra g e nt h a l tenen G ru nd sa tz , daß der 
E G -Hausha l t "vo l l stän d i g " aus  E i g e n m i t t e l n  fi na nz i e rt wird;  a l s o  n i ch t aus  
F i n an zbei trägen oder Kre d i t e n .  Vors o rg l i ch h at d e r  Rat  i n e i ner  P rotoko l l erk lärung zu 

Art . 1 - wie b e re i ts zum B e s ch l u ß  von 1 988 - k l a rg es te l l t .  d a ß  a uf den Kap i ta l mä rkte n  
aufge no m mene A n l e i h e n  d e r  G e m e i n schafte n n icht z u  d e n  so n st igen E i n n a h m e n  i m  
S i n n e  d es Art i ke ls 1 ge höre n .  H i ermit  s o l l  - w i e  a u ch i n  der  Vergange n he i t - e i n e  
F inanzieru ng d e s  Gemeinschaftshaushal ts durch An le i hem itte l au sgesch lossen 
werden.  

Die sogenannte Vo l lfin anz ie rung des EG-Hausha l tes aus E igenm i tte ln g i l t 
"unbeschade t der sonst ig en E i nnahmen" .  Unter d i es en E i nnahme s ind entsprechend 
der b ish erigen Aus legung die ü b l ichen Ve rvva l tungse innahmen e insch l ieß l ich der 
E i n nahmen aus der Steuer auf d i e  Ge hä l te r des Persona ls  zu verstehen. 

zu Art i ke l  2 

Abs.  1 enthä l t  e ine  absch l ie ßende Aufzäh l ung der Eigenmittelarten; danach stehen 
den Gemei nschaften die v ier  in den l i t .  a b i s  d genannten E igenm itte l a rten zur 
Verfügung.  

- D ie in Abs. 1 l i t  a u n d  b entha l tene Zuweisung der Zöl le  (e inschI .  EG KS-Zöl le) ,  
Agrarabschöpfungen und Zuckerabgaben als E igenmittel der Gemeinschaften 
übern immt den Text von Art . 2 Abs . 1 des Beschlusses von 1 988. 

- Mit l it .  c werden a ls  dri tte E igenmitte lart den Gemeinschaften die MWSt-Eigenmittel 
zugewiesen; sie stehen nach Ma ßgabe der Anwendung e ines für a l le  
Mitg l iedstaaten g le ichen Satzes (Art. 2 Abs. 4) auf  d ie einheit l i ch bestimmte 
MWSt-E igenmitte lbemessungsgrundlage zur Verfügung . 

Au ßerdem best immt l i t .  c, daß die MWSt-E igenmitte l be m essungsgrundlage e ines 
jeden M i tg l iedstaates a ls Abführungsgrund lage nur bis zu einem Höchstwert seines 
BSP berücks icht igt wird (sog . Kappungsrege lung) .  

Dabei wird für e inen besonders begünst igten Kre is  von M itg l iedstaaten e ine 
Oberg renze für d ie MWSt-E igenmittel-B emessungsgrundlage von 50% bereits ab 
1 . 1 . 1 995 gesetzt; für die übrigen M itg l iedstaaten wird d iese Obergrenze 
schrittweise von derze i t  55% a uf 50% ab dem Jahre 1 999 gesenkt. B esonders 
begünst igt sind die Mitgl i edstaaten, d eren Pro-Kopf-BSP im Jahre 1 99 1  unter 90% 
des Gemeinschaftsdruchschn itts lag ;  in einer Protokol lerk lärung zu d ieser 
Rege l u n g  wird klargeste l l t ,  daß damit der g le ich e Begünstigtenkrei s  gemeint ist , für 
den auch der Kohäs ionsfonds Anwendung findet ( d . h .  für Spanien, Portuga l ,  
Griechenland und I rland) .  

D iese Best immung i s t  e in  E lement de r N eu re g e l u ng der Lastenverte i lung zwischen 
den M itg l iedsta aten (vg l .  auch die E r läuterungen zu  Abs. 5).  

- Abs . 1 l i t .  d best immt a l s  v ierte E igenmit telart d ie BS P-Eigenmitte l und  l egt fest, 
wie die Höhe der B S P - E igenm itte l zu berechnen i st; in Verb indung mit Abs. 7 wird 
k largeste l lt , daß es  s ich u m  da s B S P zu Marktpre isen des jewe i l i gen Jahres 
hande lt. Das BSP al ler M i tg l iedstaa ten wird entsprechend der 
R ichtl i n ie  89/1 30/EWG, E uratom des Rates zur Harmonis ierung der Erfassung des 
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Bruttosoz i a l p ro d u ktes zu M a rktpre i s e n ,  A B I .  L 49/26 vom 2 1 . 2 . 1 9 8 9 ,  nach 
g e m e i n schaft l ichen R e g e l n  fe s t g e s etzt .  

D i e  B S P - E i g e n m it te l  d i en e n  der " R es tfi n a nz i er u n g "  d e s  E G- H a u s h a l t s ;  i m  R a h m e n  
d e r  i n  Art .  3 fes t g e l egten j ä h r l ichen O be r g re nze i st d e r  Abfü h ru n g ssatz b e i  d e n  
B S P - E i g e n m ittel das f lexi b l e  E l e m e nt i m  E G - F i n a n z i e ru n g ssyst e m .  

- I n  Abs. 2 wird d ie - bereits in den Besch l üssen von 1 970, 1 985 und 1 988 
vorgesehene - Mögl ichkeit der E i nführung sonst iger Abgaben im Rahmen von 
Geme inschaftspol i t iken a ls  E igenm itte l  be ibehalten,  wobe i  das Verfahren nach 
Art .  201 EG-Vertrag d u rchzufü h ren ist .  Die E i nführung n euer E igenmitte l  bedarf, 
wie erwähnt,  nach Art . 2 0 1  E G -Vertrag der Annahme durch d ie  M i tg l iedstaaten 
entsprechend den jewe i l igen veriassungsrecht l ichen Vorschriften .  

- Abs.  3 legt fest ,  daß die M itg l iedstaaten Anspruch auf d ie Abgeltung von pauschal 
1 0% Erhebungskosten bei  den trad itionenen Eigenmitte ln  (Zö l le , 

Agrarabschöfpungen und Zuckerabgaben) haben; damit wird der bereits i n  den 
Beschlüssen von 1 970, 1 985 und 1 98 8  entha l tene Ans pruch fortgeführt. 

- Abs .  4 rege l t  das Berech nungsverfahren zur Erm itt lung des e inhe i t l ich für a l le 
Mitg l i edstaaten anzuwendenden Satzes auf die 
MWSt-Eigenmitte l-Bemessungsgrundlage. Wie bereits u nter Pkt.  3. 1 . 1 . erwähnt, 
so l l  nach den Entscheidungen des E uropäischen Rates von Ed inburgh das 
Gewicht der MWSt-E igenmitte l  an den Gesamte igenmitte ln  auch durch e ine 
Reduzierung der Abführungssätze zugunsten der B S P-Eigenmitte l verringert 
werden. 

Abs .  4 l i t. a s ieht  daher g l eichmäßig s inkende Abführungssätze fü r die 
MWSt-E igenmittel von 1 , 32% im  Jahre 1 995 auf 1 , 0% der 
MWSt-Bemessungsgrundlage am dem Jahre 1 999 vor. D i e  kompl izierte Ermitt l ung 
des e inhei t l ichen Satzes wurde be ibehalten; gemäß Abs .  4 l i t .  a und b wird in 
jedem Jahr der e inhei t l iche Satz wie folgt e rm i tte lt : 
Maximalvolumen der MWSt-E igenmittel des jewe i l igen Jahres minus B ruttobetrag 
des Ausg leichs für das Vereinigte Kön igreich; der daraus result ierende B etrag wird 
auf d ie  Summe der MWSt-Eigenmitte lbemessungsgrund lagen bezogen und erg ibt 
dann den e inhe i t l ich anzuwendenden Satz. 

- Abs. 5 l egt fest ,  daß der nach Abs.  1 l i t . d festzu legende Satz be i  den 
B S P-Eigenmitte ln  einheit l ich auf das B S P  jedes Mitg l iedstaates anzuwenden ist. 
D ies i st eine Para l le le  zu der entsprechenden Regelung be i  den 
MWSt-E igenmitte ln .  

- Abs. 6 best immt, daß im Fal le  e iner verspäteten Verabschiedung des 
Hausha ltsp lans d ie  festge legten e inhe it l i chen Sätze be i  den MWSt- und den 
BSP-Eigenmitte ln des Vorjahres so lange gü lt ig b le iben ,  b is  der neue 
Hausha ltsplan verabschiedet ist .  

Abs. 6 knüpft an e ine  entsprechende Regelung in Art. 2 Abs. 6 des Besch lusses 
von 1 988 an; die bisher ige Rege lung ist um die notwendigen Anpassungen an das 
neue Finanzierungssystem (neue Reserven gemäß Art. 6) ergänzt worden. 
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- Abs .  7 ste l lt k l a r, da ß unter  B rut tosoz i a l prod u kt i m  S i nn e  des 
E i g e n m itte l b esch l u s se s  d a s  B S P  z u  M a rkt pre i s e n  zu v e rstehen is t .  

zu Artike l 3 

- Abs. 1 UAbs .  1 legt - entsp rechend den Sch l u ßfo l gerunge n des Europäi schen 
Rates von Ed inburgh 1 992 - e i ne  Gesamtobergrenze für die E igenmitte l (Art. 2 
Abs. 1 l i t .  a bis d) fest; s ie  beträgt 1 ,27% des B S P  der Gemeinschaft und g i l t  
so lange,  bis e i n  anders lautender Besch luß i n  Kraft getreten ist .  

I n  Abs.  1 UAbs.  2 s ind Obergrenzen in Form von Zah lungsermächt igungen für die 
einzelnen Jahre 1 995 b is  1 999 festge legt. Damit  steht der  Gesamtplafond nach 
UAbs .  1 n icht von Anfang an zur Finanzierung des Haushalts  zur Verfügung .  
( D ieser Regelung entspr icht  auch d ie  F inanzie l le  Vorausschau 1 993-1 999, AbI .  C 
33 1 /6 v. 7 . 1 2 . 1 993) 

- Abs. 2 legt e i n  maxima les Gesamtvolumen für d ie Verpfl i chtungsermächtigungen 
fest. Im J ahr 1 999 darf das Gesamtvolumen der Verpfl ichtungsermächtigungen 
1 , 335% des BSP der Gemeinschaft n i cht übers teigen. Bei der Fest l egung der 
Verpfl i chtungsermächt igungen ist zu beachten ,  daß die in  Abs . 1 genannten 
jährl ichen Obergrenzen für d ie  Zah lungsermächtigungen eingehalten werden 
können. 

- Abs. 3 bestimmt, daß d ie  b eiden Gesamtobergrenzen ( 1 , 27 %  des B S P  für 
Eigenmitte l  und 1 , 335% des B S P  für Verpfl ichtungsermächt igungen) solange gült ig 
b le iben,  bis der vorl iegende E igenmitte ibesch luß  geändert worde n  i st .  

zu Art ikel 4 

- Art. 4 regelt i n  einem äußerst kompl iz iert formu l ierten Rechtstext den 
Ausg leichsanpruch tür das Vere in igte Kön igreich. Nach den S ch lußfolgerungen 
des Europäischen Rates von Edinburgh wird auch künft ig  die Korrektur des 
Haushaltsungle ichgewichts des Vere in igten Königre ichs unter Anwendung der 
bisherigen Formel im E inklang mit den Grundsä tzen und Verfahren berechnet, die 
im E igenmitteibesch luß von 1 988 und im dazu gehörigen Dokument über d ie 
Arbe itsverfahren enthalten s i nd. Der Beschluß von 1 988 wiederum knüpft an d ie  
Regelung des Vorgängerbesch!usses von  1 985 an, der in seinem Art . 3 einen 
Ausg le ich für das Vere in igte Königreich in  Höhe von 66% der D ifferenz zwischen 
dem bri t ischen MWSt-E igenm itte lante i l  und dem Rückflußante i l  (bezogen auf das 
Gesamtvo lumen der auftei l baren Ausgaben) festlegte. 

. 

D ie  Änderungen i m  F inanzierungssystem (gegenüber den Beschlüssen von 1 985 
und 1 988) ( Kappung der MWSt-Bemessungsgrund!age bei  55-50% des BSP ,  
Verstärkung des  B S P  a ls  Bemessungsgrundlage für d ie  v ierte 
F inanzierungsquel le ,  insbesondere durch die R ückführung des P lafonds der 
MWSt-Bemess ungsgrundlage von 1 ,4% auf 1 % )  haben Konsequenzen für d ie  
Lastenverte i l ung zwischen den Mitg l iedstaaten.  Da das Vere in igte Königre ich a uch 
nach dem vorl i egenden E igenmitte ibeschluß einen Ausg l e ich wie n ach dem 
Mechanismus des Besch l usses von 1 985 erhä l t ,  der Ausg le ichmechanismus aber 
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tech n i sch a n  d a s  n e u e  F I na nzi erung ssyste m ,  angepa ßt werden s o l l ,  müssen d i e  
W i rkungen des n e u e n  F i n anz ierung ssystems i m  Verg l e i c h  m it e iner  
hypothet i schen Fortfü h ru n g  d e s  1 9 85er F inanzi erungssyste m s  gesondert 
be rechnet werd e n .  Der R at hat h i ezu i n  d e n  zu P roto ko l l  d e s  Rates abgegebe n e n  
E rk lä run gen d e r  Mi tg l ie d staaten e i n  D okument  der  Kommiss ion zur  Kenntn is  
genommen,  i n  we lchem d ie Vo rgang swe ise der  Kommiss ion  be i  d e r  Anwendung 
d ieser Ausgle ichsrege lung dargestel l t  ist  (vg l .  P kt .  1 0  der Erklärungen) .  

- Der e in le itende Absatz des Art. 4 ste l lt klar ,  d a ß  drei  Ausg le ichsbeträge zu 
erm itte l n  s ind : 

- der Gru ndbetrag ; er ste l l t  66% der Differenz zwischen den Zah l u ngen des 
Vereinten Kön igreichs an  MWSt- und B SP -E i genmitte ln (Art . 2 Abs.  1 l i t .  c und 
d)  und dem Rückflußantei l  dar, bezogen auf das Gesamtvolumen der 
aufte i ibaren  Ausgaben .  Der Grundbetrag ist das E rgebnis der Übertragung des 
1 985er Ausg le ichsmechan ismus auf das 1 988 e ingeführte neue System: 
MWSt-E igenmitte lantei l  vs. gewichteter Antei l an den MWSt- und 
B S P-E igenm ittelzah lungen. 

- der Referenzausgle ichsbetrag;  das ist der Ausg leichsanspruch , den das 
Verein igte Kön i greich bei e i ner  hypothet ischen Fortführung des b isherigen  
Finanzierungssystems erha lten hätte, bere in igt um d ie  finanzie l len 
Auswirkungen der Änderungen i m  Finanzierung ssystem ( Kappun g der 
MWSt-Bemessungsgrundlagen bei 55-50% d es B S P ,  Verstärkun g  der 
B S P-Eigenmitte l ) .  

- der Anpassungsbetrag ;  das ist d ie  Differenz zwi schen 
Referenzausgleichsbetrag und Grundbetrag .  

- Z 1 regelt  d ie Berechnung des Grundbetrages. Zunächst wird durch Z 1 l it .  a - wie 
im übrigen auch in Z 2 l i t .  a - k largeste l l t ,  daß der Ausgle ich für ei n gegebenes 
Jahr im jewe i l s  fo lgenden Haushaltsjahr abgewickelt wird;  d ies entspricht auch der 
Rege lung in den Besch lüssen von 1 985 und 1 988 .  

Z 1 l it .  a legt fest, daß die D ifferenz zwischen dem Ante i l  des Verein igten 
Königre ichs an den Gesamtzahlungen bei den MWSt- und BSP-E igenmitte ln  und 
dem Antei l  an den Gesamtrückflüssen aus dem EG-Haushalt zu bi lden ist. 

Nach Z 1 l i t .  b ist der s ich aus l it .  a ergebende Prozentpun kt-Satz auf das 
Gesamtvo lumen der  aufte i lbaren Ausgaben zu beziehen; daraus erg ibt s ich e in  
absoluter Betrag.  

Nach Z 1 l i t .  c ist  d ieser a bsolute B etrag mi t  dem berei ts im Besch luß  von 1 985 
festgelegten Ausg le ichssatz von 0,66 zu mult ip l izieren ,  um den G rundbetrag zu 
erhalten. 

- Z 2 stel l t  in den l i t .  a b is  c den bisherigen Aus g le ichsanspruch nach dem Beschluß 
von 1 985 fest. D ieser  Ausg le ichsanspruch i st um d ie fin an zi e l len Ent- bzw. 
Belastungen für das Vere i n igte Königreich du rch das neue F i nanzierungssystem 
zu korrig ieren . 

I n  l it .  d werden d ie  finanzie l len Auswirkungen für das Vere in igte Kön igreich 
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e rmitt e l t .  N ach den vor l i e g e n d e n  D aten ist  zu ervva rte n ,  d a ß  d a s  Ve re i n igte 
Kön ig re i ch auch I m  Ze i t r a u m  a b  1 9 9 5  sowoh l durch die In  Art .  2 v o rg e s e h e ne 
B eg re n z u n g d e r  MWSt- B e m e s s u n g s g ru nd l ag e  m i t 55-50% d e s  B S P  a l s  a uch 
d u rch d i e  Verstarkung d e s  Gewichts  d e r  B S P -E l g e n m itte l e n t l a stet  w i rd . D a s  
Au s m a ß  d i es e r  E n t l a st u n g  e rh a l t  m a n  d u rch e i n e n  Verg l e i ch der tatsa c h l ichen 
Zah lu ng e n a n  MWSt- und B S P - E igenm it te l n  (Art . 2 Abs .  1 l i t .  c u n d  d )  mit  
hypoth et ischen Zahlungen auf der G rund lage der  un gekapp ten 
MWSt-B emessungsgrund lage (Art . 4 Z. 2 l it . a 1 .  Gedanke nstr i ch ) . 

Den Referenzausg l e i chsbetra g ,  a lso den B et rag ,  wel cher d e m  Vere in igten 
Kön igre i ch nach d em neuen Ausg l e ichsmechan ismus zusteht ,  erhalt man, i ndem 
der Betrag nach l i t .  d von dem B etrag nach l i t .  c a bgezog en wird ( I it .  e) .  

- Z. 3 best immt,  daß  der G rundbetrag m it H i lfe des Anpassungsbetrages an  den 
Referenza usg le ichsbetrag a ngeg l ichen wird. 

zu Art ikel 5 

Art. 5 regel t  d ie  F inanzierung des Ausgle ichs für das Vere in i gte Kön igreich. 

- I n  Abs. 1 wird festgelegt ,  da ß d ie M itg l iedstaaten den Ausg l eich für das Verein igte 
Kön igre ich anhand der BSP-Ante i l e  finanzieren (so auch der Vorgängerbeschluß 
von 1 988) .  

Bei  der Berechnung der Finanzierungsantei le der Mi tg l iedstaaten is t  zu 
berücks ichtigen ,  daß das Vere in igte Kön ig re ich s ich nicht an der Finanzierung des 
e igenen Ausgle ichs betei l igt  und d ie  Bundesrepub l i k  D eutsch land mit zwei Drittel 
i hres e igent l ichen Finanzierungsantei ls .  

- Abs. 2 regelt d ie Verrechnung der Ers tattung für das Vere in igte Kön igreich sowie 
d ie Abwick lung der Finanzierung des Ausg leichs durch d ie  übrigen 
Mitg l iedstaaten. 

Der dem Vere in igten Königreich zustehende Ausg le ichsbetrag wird von se inen 
nach Art. 2 Abs . 1 l i t .  c und d i n  Verbindung m it Art . 2 Abs . 4 und 5 zu le istenden 
MWSt- und B S P-Eigenm i ttelzah lungen a bgezogen .  

Be i  den übrigen M itg l iedstaaten werden d ie  Beiträge zur F inanzierung d ieses 
Ausg leichs  zu den zum e inhe i t l ichen Satz entweder bei den MWSt-E igenmitte ln 
bzw. bei den BSP-E igenmitte ln zu l eis tenden Zahl ungen h inzugefügt.  

- Nach Abs. 3 führt d ie Kommiss ion d ie erforderl ichen Berech nungen zur Abwick lung 
der Ausg le ichsrege lung durch . 
Der Rat hat i n  e iner Protoko l lerklärung e in  Dokument der Kom miss ion geb i l l i gt ,  
welches d ie entsprechende Vorgangswe ise darstel lt ( s .o . Er läuterungen zu Art. 4) .  

- Abs. 4 regelt  - para l l el zu den Best immungen über d ie  Anwendung der 
Abführungssätze be i den MWSt- und den BS P-Eigenmitteln - ,  daß der im  letzten 
endgült ig festgeste l l ten Haush altsp lan  errechnete Ausg le ichsbetrag für das 
Verein igte Kön igre ich a u ch im neuen Jahr anzuwenden i st ,  wenn zu Beginn des 
Haushal tsjahres noch kein n euer vera bsch iedeter Hausha ltsp lan vorl iegt .  
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zu Art i ke l  6 

- Abs .  1 S atz 1 l eg t  den berei ts  i m  E i g e n m it te i besch l u ß  von 1 970 vorgesehenen 
G rundsatz der  Gesamtdeckung der  Ausgaben des  E G -Ha usha l t s  durch d ie  
Eigenm itte l fest (e in  ähn l icher Grundsatz g i l t  fü r den B und eshausha l t ; vg l .  § 3 8  
B H G ) .  

- I n  Satz 2 is t d ie Bereitste l l ung der M itte l für d ie  vom Europä ischen Rat 
beschl ossenen Reserven gerege l t .  Die Vo lumina für die Währungsreserve (ab 
1 995 jährl ich 5 0 0  Mio . E C U ) , für die Soforthi l fereserve (ab 1 995 jährl ich 
300 Mio .  E C U  - Pre ise 1 992) und für die Kreditgarantiereserve (ab 1 995 jährl ich 
300 Mio. E C U  - Pre ise 1 992) werden jährl ich im  Haushaltsp lan der EG 
veranschlagt ;  d ie M i tte l zur  F inanzierung d ieses Betrages werden jedoch erst dann 
abgerufen ,  wen n  die Reserven in Anspruch genommen werden. 

D ie E inze lhe iten über d ie  Abwick lung dieser Sonderregelung sind in den gemäß 
Art. 8 Abs.  2 erlassenen Durchführungsvorschriften geregelt  h ier: (vg l .  
Er läuterungen zu Art . 8 ) .  

- Abs. 2 enthä lt - abweichend vom Grundsatz der Gesamtdeckung - eine 
S onderregelung für Zusatzprogramme im Bereich der Forschung und 
technolog ischen Entwicklung. 

Nach Art . 1 30 I des EG-Vertrages können Zusatzprogramme zum 
Rahmenprogramm besch lossen werden . Während das Rahmenprogramm im 
EG-Haushalt veranschlagt wird und unter das Gesamtdeckungsprinzip fä l l t ,  werden 
Zusatzprogramme zwar im EG-Haushalt  veransch lagt, aber nur von den jewei ls  
betei l i gten Mitg l iedstaaten und gegebenenfal ls  der  Gemeinschaft finanziert .  Der  
F inanzierungssch lüssel für  d ie e inzelnen Zusatzprogramme wird im E inzelfa l l  
festgelegt .  

D ie  F inanzbeiträge der Mitg l iedstaaten für Zusatzprogramme stel len per 
defin it ionem keine E igenmittel dar. Der wesentl iche Unterschied zu 
Gemeinschaftsprogrammen - auch für die hausha ltsrechtl iche Behandlung ist d ies 
von Bedeutung - besteht darin , daß für Zusatzprogramme nationale F inanzbeiträge 
aufgebracht werden (E innahmen im Art. 606 des EG-Gesamthaushaltsplanes auf 
der Grundlage des Art. 1 30 I EG-Vertrag )  und daß die Ausgaben für 
Zusatzprogramme in  Abweichung von dem Gesamtdeckungsgrundsatz des Abs.  1 
zweckgebunden durch diese Finanzbeiträge und n icht durch Eigenmittel finanziert 
werden.  

Im  gesamten Eigenmitte lsystem hat d ie  Vorschrift des Abs.  2 zweife l los  
Ausnahmecharakter. Gle ichwohl wird damit  der Gemeinschaft für e inen wichtigen 
Po l i t ikbereich ausdrückl ich d ie Mög l ichke it für ein abgestuftes Vorgehen 
e ingeräumt. 

zu Artikel 7 

- Diese Bestimmung bezieht s ich nur  auf den Überschuß eines Haushaltsjahres. 
Nach Art . 32 der EG-Haushaltsordnung wird der S a ldo jedes Haushaltsjahres - je 
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n achd e m ,  o b  es  s i ch u m  e i n e n  Ü be rschu ß oder e i n e n  A b g a n g  h a n d e l t  - auf der 
E i n n a hm e n sei te  o d e r  a uf der A u s g a b e n s e i t e  des H a u s h a l t s p l a n s  des 
d a r a uffo l ge n d e n  H a u sh a l t sj a h re s  verb ucht  

E i n  s o lcher Ü bersch uß i s t  n i ch t  d en E i genm itt e l n  sondern den sonst igen 
E i nnahmen zuzuo rd ne n ; d . h .  er  steht zusätzl i ch zu den jährl ichen Obe rgrenze n  für 
die E i gen m itte l zu r Verfüg ung.  

- S atz 2 enthä lt e i ne Sonderrege lung für Ü bersch üsse bei  der Wäh rungs reserve 
bzw. be i  der Rese rve des Kred itgarant i efonds ;  e i n  Ü berschuß be i  d iesen Reserven 
wird a ls  Eigenm i tte lbetrag angesehen . Das bedeutet ,  daß ein Ü berschuß bei  
d i e s e n  R es erve n auf d i e  jäh r l iche O berg renze der Eigenm ittel anzurechn en ist ,  
a l so n icht zus ätzl i ch zu r  F inanz i e ru ng von Sachpo l i t iken zur Verfügung steht, 
son dern d ie Abführungen be i den E igenm itte l n verr inge rt . 

zu Art i ke l 8 

Hier  wird inha lt l ich d i e Rege l ung der Besch lüsse von 1 970, 1 9085 und 1 988 
fortgeführt . Die E i g enm ittel  werden von den M itg l iedstaaten gemäß den 
e inzel staat l i chen Rechts- und Ve rwaltungsvorschriften erhoben und der Kommission 
zur Verfügung gestel lt .  Abs. 2 en thä l t die R echtsgrund lage für 
Durchführungsvorschriften d e s  Rates über die Kontro l le der Erhebung und über d i e  
Abfü hrung d e r  E igenmitte l (vgl . Verord nu ng EWG, Euratom Nr. 1 552/89 d e s  Rates 
vom 29. 5. 1 989, ABI .  L 1 55/1 v. 7 . 6. 1 989, zu letzt geändert m it VO 2729/94, Ab I .  293/5 
v. 1 2 .  1 1  . 1 994) .  

zu Art i ke l  9 

Art. 9 S atz 1 rege l t zun ächst , daß d i e  i n  den Beitrittsverträgen mit Griechenland bzw. 
Span ien und Portugal  festge legten Ersta ttu n g ssätze a uch auf die  Zahlungen an 
B S P-E igen m i tte ln  anzuwe nden s ind . 

Satz 2 best i mmt,  daß d i es e  Ers tattu ng ssätze auch auf d i e  B e iträge Span iens und 
Portugals  zur F i n a nz ierung des Ausgle ichs fü r das Ve rein igte Kön i g reich nach Art. 5 
Abs. 2 a nzuwe n den sind .  A l l erdings wird bei der Höhe der E rstattung n icht der 
Erstattungssatz des l aufenden Ja hres, sondern der für das vorhergehe nde Jahr 
angewendet. 

Anwendung fi ndet d ieser Art i ke l  jedoch n ur mehr für Korre kture n der bereits 
gewäh rten Erstattungen .  1 992 war das le tzte regu läre Anwen dun gsjahr d ieser 
Rege l un g . 

zu Art i kel  1 0  

Art. 1 0  verpfl ichtet d ie Kommission,  vor Jahresende 1 999 einen Bericht vorzul egen, in  
dem sie Ste l l u n g  bezieht zu de m Fu nkt ioniere n  des n eu en F i nanzierungssystems.  Die 
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B M F  Abte i lung 1 1 /2 - 1 4  -

Ausgl e i ch s rege l u n g  für d a s  Vere i n i g t e  Kö n i gre i ch i s t  a u sdrückl i ch i n  d i e  
Ü be rprüfu n g s pfl i ch t  e i n b ezog e n .  

D arü b e r  h i n a u s  w u rd e  d i e  E G - Ko m m i s s i o n  ve rpfl i chtet b is  E n d e  des J ah res 1 999 
e i ne n B er i cht über  d i e E rg eb n i s se e i n e r  Stu d i e  vorz u l egen , i n  d e r d i e  Mögl i chkei t  fü r 

d ie  Schaffu ng e i ne r neuen E i g e n m itte l q u e l l e  sowie d i e  M oda l i tä te n für d i e  E i nfü h ru n g  
e i n e s  festen e i n h e i t l ichen S a tze s für d i e  MWSt-E igenm itte l - B emessungsg rund lage 
u nte rs ucht we rd e n  ( s i eh e  a uch die E rläuterun g e n  z u  Art. 2 Abs.  4) .  

In  e iner  E rk l är u n g  zu Art . 1 0  hat d i e  Komm is s i o n  i hre Be re i tschaft erkl ä rt ,  künft i g  
m eh r  Transparenz über d ie Ausgaben des EG-H ausha lts zu schaffen.  H iernach so l l 
d i e  EG-Kommiss ion jedem M i tg l iedstaa t d ie  Höhe der in se inem Geb iet g etät i gten 
operat ionel l en Au sgaben der G e m e i ns c haft , a ufg es chlüssel t  nach Bereichen sowie 
den re l ative n Antei l d ieser Ausgaben an  den entsprechenden Gesamtausgaben der 
Gemeinscha ft m i tte i len .  D arüber h i naus wi l l  die EG-Kommission ü ber Ausgaben,  die 
an a ndere M itg l i e d staaten gefl o ssen s i n d ,  künft i g  schr ift l ich Auskunft erte i len .  

zu Art ikel 1 1  

- In Abs. 1 ist das Inkrafttreten und Wirksamwerden des Besch lusses sowie d ie 
Notifiz ierungspfl icht der M itg l iedstaaten für den Abschluß der 
Ratifizierungsverfahren geregelt .  Danach ist der  neue EG-Eigenmitte lbesch luß -

unabhängig von se inem Inkrafttretenstermin  - rückwirkend ab 1 . 1 . 1 995 
anzuwenden. 

- Abs . 2 UAbs .  1 l i t .  a regel t  d ie  Aufhebung des Beschl usses von 1 988. 

- Abs . 2 UAbs .  1 l it .  b enth ä l t  notwendige Übergangsbestimmungen.  Er  stel lt k lar, 
daß be i Anpassungen der MWSt-E igenmittelzah lungen für 1 987 u nd frühere Jahre 
noch der Besch luß von 1 985 anzuwenden ist. Das ist deshalb von Bedeutung, wei l  
nach dem neuen B esch luß d ie  MWSt-Bemessungsgrundlage n ur noch bis zu 
maxima l  55% des B S P  a ls  Bemessungsgrundlage berücksichtigt wird . Satz 1 ste l lt 
sicher, daß bei den Anpassungen für frühere Jahre d ie 
MWSt-Bemessungsgrund lage i n  vol l em Umfan g  berücksichtigt wird.  

Abs. 2 UAbs .  2 S atz 1 rege l t  den verg le ichbaren Sachverhal t  für d ie 
Jahre 1 988-1 994 bei den MWSt- E igenm i tte lzah lungen und für den brit ischen 
Korrekturmechanismus und erklärt h ierfür d ie Anwendbarkeit des Beschlusses von 
1 988 .  

Abs. 2 UAbs .  2 Satz 2 rege lt den Sonderfa l l ,  daß im Zeitraum 1 988-1 994 ein 
M itg l iedstaat noch Finanzbeiträge gemäß Art . 2 Abs. 7 des E igenmitte lbeschlusses 
1 988 gezah lt  hat ,  h iernach b le i bt d iese Bestimmung auch bei entsprechenden 
Korrekturen der Zah lungen für d iese Jahre anwendbar. 
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B M F  Abt e i l u n g  1 1/2 - 1 5  -

4 .  F i n a n z i e l l e Auswi rk u ng e n : 
Vg l .  h i e z u  a u c h  d i e  E r l ä u t e r'u n g e n  z u m  E U - B e i t r- itt s v e li l'ag RV 1 1  B l g N R ,  1 9 , G P ,  S 3 7 8  u n d  A B  2 5  

B lg N R .  S .  1 9 , 

4 . 1 .  D ie f inanz i e l l e n  Auswirku n g e n  der E ig e n m itte l re g e l u n g en d e r  E U  s i n d  a u s  d e r  

nachstehenden Tabe l l e  zu ersehen,  

Beträge i n  M r d .  S ( z u  Prei s e n  1 9 9 5 )  

1 9 9 5  1 9 9 6  1 9 9 7  1 9 9 8  1 9 9 9  

tra d .  E M  ( N etto )  4 , 40 4, 90 4, 90 4, 90 4 , 90 

MwSt- E i g e n mitte l 1 5 , 3 4  1 4, 9 2  1 4, 34 1 3 , 4 1  1 2 , 5 5  

B S P- Eige n m itte l 7 , 8 5  1 0 , 0 3  1 1 , 9 1  1 3 , 7 5 1 5 , 5 8  

S u m me 27 , 5 9 29 , 8 5  3 1 , 1 5  3 2, 0 6  3 3 , 0 3  

4 . 2 .  Anmerku ngen zur Ta be l le 

D ie von den trad. E igenmittel  umfa ßten Zöl le gemäß dem gemeinschaft l ichen Zol ltarif 

und sonst igen Grenzabgaben (Agrarabschöpfungen) s ind geringer, a l s  d ie 

entsprechenden E innahmen des Bundes in  den Jahren vor 1 995; 1 994 betrugen d ie 

Zol le innahmen rd. 6 , 8  Mrd. S ,  d ie  sonst igen Eingangsabgaben rd . 1 , 3 Mrd. S .  

Die  Steigerung be i  den trad . E igenmitte l n  ab 1 996 erg ibt s ich auf  Grund der 

Abfuhrterm ine (jewei ls  zwei Monate im nachh ine in) ;  im Jahre 1 995 werden daher nur 

1 0/ 1 2  der erwarteten E inna hmen a bgefü hrt .  Die Werte für d ie tradi t ionel len 

Eigenmi tte l h ängen i m  übr igen von der Entwi ck l ung der relevanten 

grenzüberschre itenden Warenströme ab, welch e  nur  grob abgeschätzt werden 

können.  Gegen über diesen Erläute ru ngen wurden led ig l ich - im Einklang mit den 

Schätzu ngen der EG-Komm iss ion - die Werte für die tradi t ionel len E igenmitte ln  

(Agrarabschöpfungen) etwa s verr ingert. 

zum Jahr 1 995 

Wie erwähnt, baut der EG-Gesamthaushal tsp lan 1 995 noch auf dem dzt. geltenden 

Eigenmitte ibesch l u ß  1 988 a uf. H ievon le iten s ich überwiegend auch d ie Belastungen 

Österre ichs  ab. Grundlage des B undesvoranschlagsentwurfes 1 995 ist  daher 

ebenfa l ls  der dzt. gel tende Eigenm itte ibesch l u ß .  

Die  E G wird vorauss icht l i ch aus  mehreren Gründen ,  insb.  dem Inkrafttreten des 

neuen E igenmitte l beschlusses , im Jahre 1 995 Bericht igungs- und 

Nachtragshausha l tsp läne besch l i eßen, we lche eine geringfügige 

Haushal tsauswei tung zur  Folge haben können.  Auf d ieser veränderten rechtl i chen 

und b udgetären Grund lage könnten s i ch d ie Belastungen Österreichs erhöhen; d iese 
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B M F  Abtei lung 1 1 /2 - 1 6 -

E rh ö h u n g  k a n n  z . Zt n u r  g rob ge sch atzt werden u n d  dü rfte s ich a uf rd . 1 00 b i s  500 

M i o .  S im J a hre 1 995 be l aufen 

zu d e n  Jahren 1 996 b i s  1 999 

D i e  Werte für die J a hre 1 996 b i s  1 99 9  beruhen auf dem neuen E ig e n m itte ibesch l u ß  

4 . 3 .  Lastente i l u ng m it Lä ndern und Gemeinden:  

M it den Finanzausg le ichspartnern wurde grundsätz l ich vere in bart, daß Länder und 

Geme i nden an der  F i n anzierung der E G-Eigenm ittel m itwi rken. G rundlage h iefür wird 

e i n e  f inanzausg le ichsgesetzl iche Regelung se in .  Diese i m  Entwurf vor l iegende 

Regelung legt für Länder und G emeinden einen prozentue l l e n  Ante i l  an den Lasten 

fest ,  we lche für Österreich auf G rund d e r  E igenmitte labführung entstehen. Im 

Ergebnis werden d i e  Länder und Gemeinden i m  Jahre 1 995 rd.  1 0  Mrd. S beitragen; 

die auf Grund der E igenmittelabführung entstehende Saldoverschl echterung im 

B u ndeshaushalt  1 995 beläuft s ich somit voraussichtl ich auf rd. 1 7, 6  Mrd. S. 
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